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Voirwort

Das Sozialpolitische Programm 1990 wurde am 6. Dezember 1989 durch
den BundesausschuB verabschiedet. Vorausgegangen war ein langerer und
intensiver Diskussionsprozef in den Gewerkschaften und DGB-Gliederun-
gen. Das Programm legt die gewerkschaftlichen Zielvorstellungen einer
solidarischen Sozialpolitik fest. Sie sollen uns eine Orientierung fiir die S0er

Jahre geben.

Fiir die Zukunft zu planen istzu Beginn des neuen Jahrzehnts ein schwieri-
ges Unterfangen. Wir kennen weder die Realitit des eurcpéischen Binnen-
marktes noch wissen wir, welche sozialpolitischen Konsequenzen sich aus
den Entwicklungenin Osteuropa, insbesondere inder DDR, ergeben kén-
nen. Trotz dieser und weiterer Unsicherheiten hinsichtlich der Zukunftsein-
schatzungen sind wir {iberzeugt, daB dieses Programm iiber einen langeren
Zeitraum fiir unsere Positionen im sozialpolitischen Alltagsgeschéft leitend
seinkann.

Wir erwarten von den gesetzgebenden Organen und den politischen Partei-
en, daR sie die sozialpolitischen Anliegen der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer undihrer Gewerkschaften aufgreifen und in ihre Entscheidungen
einbeziehen. Wir erwarten aber auch, daB fir unsere Vertreter in den Selbst-
verwaltungsorganen der Sozialversicherung die sozialpolitischen Grundsét-
ze des DGB Richtschnurihres Handelns sind.

Solidaritat, unverzichtbare Basis und wichtigstes Gestaltungsprinzip der So-
zialpolitik, ist nicht selbstverstandlich in einer Gesellschaft, in der Eigennutz
als wichtige Triebfeder wirtschaftlichen Fortschritts gilt. Die Gewerkschaften
nehmen fir sich in Anspruch, daB sie tiber die bloBe Interessenvertretung fiir
ihre Mitglieder hinaus einen wichtigen Beitrag zur Férderung des Solidari-
tatsgedankens und damit zur Integration der Gesellschatft leisten. Esistfiir
uns eine besondere Verpflichtung, diese traditionelle Aufgabe und Funktion
der Gewerkschaftsbewegung zu bewahren, sie weiterzuentwickeln und of-
fensiv dafiir zu werben. In diesem Sinne ist das Sozialpolitische Programm
des DGB auch ein Gesprachsangebot an alle, gleichgtitig, ob sie unsere
Analysen sowie die von uns vorgeschlagenen Ziele und Wege teilen oder
nicht.

Ich bedanke mich bei den vielen Kolleginnen und Kollegen, d
Programm einen Beitrag géleistet haben.

Diisseldort, im Januar 1990
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A. Aligemeiner Teil

P e e e
i 1.- Sozialpolitik aus der ‘
| Sichtder Gewerkschaften |
Gewerkschaftliche Sozialpolitik orientiert sich
anden Interessen der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, ihrer Familien sowie anden Be-
dirfnissen sozial besonders benachteiligter Be-
vélkerungsgruppen.

Dig wichtigsten Interessen sind:

— Selbstentfaltung und Selbstbestimmung so-
wie Teilhabe an gesellschaftlichen Gestal-
tungsaufgaben und Entscheidungen,

~ Forderungund Wahrung der Gesundheit,

- sichere und menschengerechte Arbeitsplét-
ze,

- berufliche Qualifikation und eine ihr entspre-
chende Tatigkeit,

- ausreichende und gesicherte Einkommen,

— eine bedarisgerechte Versorgung mit sozia-
len und gesundheitlichen Giitern und Dienst-
leistungen.

Die Risiken, denen sich die abhiingig Beschal-
tigten ausgesetzt sehen, haben nichts von ihrer
Bedrohlichkeit verloren. Im Gegenteil: Wir erle-
ben eine steigende Gefahrdung dieser Interes-
sen durch die Dynamik kapitalorientierter Pro-
duktionsprozesse. Arbeitslosigkeit, Krankheit,
Invaliditét, vorzeitiger Tod, sozialer Abstieg,

- Einkommensarmutgehéren trotz unstreitiger
sozialer Fortschritte zur Alltagserfahrung vieler
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer.

Die Gewerkschaften widersprechen entschie-
den der Auffassung, wonach die Systeme der
sozialen Sicherung die individuelle Freiheitund
Selbstverantwortung beschrinken. Freiheit
und Selbstverantwortung kdnnen sich nur ent-
falten, wenn ausreichende materielle und so-
ziale Grundlagen durch solidarische, gesell-
schaftliche Anstrengungen geschaffenwerden.

Die Gewerkschaften werden deshalb mit der

Kraftderc isierten Arbeitneh innen und
Arbeiuwhnefwonemmlﬁrdasﬂeleimrge- )
rechten und solidarischen Gesellschaftk&mp- ©
fen.StesotzensbhzurdegegenehaPomik.
die—bagUnstigt durch die andausmde Massen-
rbei igkeit—das S o i Si-
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durch politische }MaBnahmen demontiert. Die
Sicherung des Erreiciten, Kampfgegen Sozial-
abbau und Akdivitaten zur Weiterentwicklung
der Sozialpolitik sind daher gleichgewichtige
Aufgaben der Gewerkschafien in der Zukunft,

Umden sich &ndernden Problemiagen gerecht
zuwerden, kommt es daraufan, auf dem Fun-
damentdes solidarischen Ausgleichs Unge-
rechtigkeiten zu beseitigen sowie impulse fiir
neus Formen und Inhalle sozialstaatiicher Poli-
tik zu setzen.

| 2. Sozielpolitik: By _

Gefahren und Herausforderung:
Steigende Risiken

Obwoh! die Probleme offenkundig sind, geriet
die Sozialpolitik in die Defensive. Die Sozialpoli-
tikder 80er Jahre setzte nicht aufsoziale Ge-
staltung, sie wurde vielmehrzum Objekt finanz-
politisch und ideologisch mofivierter Kiirzun-
gen. Die sozial- und arbeitsrechtliche Siche-
rungwurde verstérkt mit dem Vorwurfkonfron-
tiert, die wirtschaftiiche und technologische Mo-
demnisierung zu behindern. Mit den Schiagwor-
ten Eigenverantwortung, Individualisierung und
Leistungsbereitschaft solite —trotz beitrags-
rechtiich erworbener Anspriiche—der ideologi-
sche Pfad ausgetreten werden, um die Risiko-
vorsorge und den sozialen Schutz Stiickum
Stiick zu privatisieren.

Massenarbeitslosigkeit und Sozialabbau einer-
seits, die Forderung der Gewinne und der ho-
hen Einkommen andererseits haben Ten-
denzen zur Ellenbogengesellschaft verfestigt,
inder der Eigennutz der wirtschaftiich Starke-
ren viel und die Solidaritat wenig zéhlt. In dieser

«+ Spaltung der Geselischaft hat auch der Rechts-

radikalismus eine seiner Wurzein,
Langerfristigen Prognosen zufolge wird Mas-
senarbeitslosigkeit bis Giber das Jahr 2000 hin-
ausdie soziale Lage in der Bundesrepublik pra-
gen. Die Sozialpolitik bleibt dadurch mit hohen
Risiken un}dFmanziemngsproblemn konfron-
tiert. Nicht der Sozialstaat, sondern die Arbaits-
losigkeit mit inren verheerenden sozialen, psy-
chischen und finanziellen Wirkungen ist zu teu-
or. Hier liegt der Kern der aktuelien und zukiinf-
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tigen Finanzierungsprobleme, obgleich langfri-
stigauch die Bevdlkerungsentwickiung Anpas-
sungen in der Sozialpolitik erfordern wird.

Die Angriffe auf arbeils- und sozialrechtlich ab-
gesicherte Beschéftigungsverhaltnisse (-Nor-
malarbeitsverhéltnisse*} haben zugenommen.
Vor allem Frauen zahien zu den Betroffenen.
Fiir die Lebenslage aller Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer sind jedoch dauerhafte, ar-
beits- und sozialrechtlich geschiitzte Beschitti-
gungsverhélinisse miteiriem ausreichenden
Einkommen unverzichtbar. Das auf der Er-
werbstétigkeit autbauende soziale Sicherungs-
system fGhrt nurdann zu einem wirksamen so-
zialen Schutz, wenn diese Voraussetzungen
garantiertsind.

Trotz steigender Lebenserwartungistunver-
kennbar, daBdie Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer hohen und zum Teil steigende Risi-
ken liirihre Gesundheitin Arbeit, Umwelt sowie
beiden Lebansgewohnheiten ausgesetztsind.
Risiken der alten und neusn Techniken kumu-
lieren in der Arbeitswelt und in der Umwelt. Nie-
mand kann lhnen grundsitzlich enigehen, aber
bestimmie Bevolkerungsgruppen sind beson-
ders betroffen.

Die Sozialpolitik istimmer starker zur L{icken-
biiBerin von Markt- und Politikversagen gewor-
den, wihrend andererseits sozialpolitische
Zielsetzungen kaum auf andere Politikbereiche
und den Produktionsbereich einwirken: Das
Recht auf Arbeit, Einkommen und kérperliche
Unversehrtheitwird gerade in diesen Bersichen
systematisch gefahrdet, aber sozialpolitische
Zielsetzungen finden dort nur unzureichend Wi-
derhall.

Sozialpolitik: In den eigenen Konstruktions-
miingein verstrickt

Die Sozialpolitik hat aber nicht nur mitihren
Gegnernvon ,auBen®, sondern auch mitihren
sigenen Konstruktionsmiingeln tind Fehlent-
wicklungen zu kdmpfen. Die Sicherung des Exi-
stenzminimums, eine vorbeugende und vorsor-
gende Politik, Plegebedurftigksit und selbst die
Rehabilitation sind offenbar Bereiche, die sich
nur sehr schwer indas gegliederte Sozialversi-
cherungssystem einfiigen lassen. Deshaib exi-
?é’r,sr'on Problembereiche und Risiken, die von
Sozialversicherung systematisch ausge-

grenztwerden. Hinzu kommt, daB das Solidar-
prinzip erheblich eingeschranktist:

= durch die Existenz einer Versicherungs-
pllichtgrenze in der gesetzlichen Kranken-
versicherung und die refativ niedrige Bei-
tragsbemessungsgrenze,

~ nachallgemeiner Auffassung sind hohe Bei-
tragsdifferenzen zwischen den Krankenkas-
senund Kassenarten — bei gleichen Lei-
stungsanspriichen—sozialpalitisch nicht ver-
tretbar und verfassungsrechilich bedenklich.

Das Sozialrecht gibt selbstden Expertenimmer
mehr Rétsel auf; den organisatorischen Struk-
turenkann auBer dem Prédikat ,gewachsen*
kaum etwas Rationales nachgesagtwerden.

2Zum Teil sind diese Mange! auf das Sozialversi-
cherungsprinzip und auf die gegliederte Struk-
tur zuriickzufihren. Die Zusammenarbeit der
Sozialversicherungstrager scheitert héufigan
deninstitutionellen Egoismen.

Das Mitwirkungsdefizitin der Sozialpolitik

Sozialpolitik gilt nach wie vor als Domane von
Expertenund Verwaltungen. Die soziale
Selbstverwaltung nimmtihre Vermittlerrolls zu
den Interessen der Sozialversicherten h, Lfig
nurunzuldnglichwahr. Enstehung und Verbrei-
tung von Selbsthilfegruppen verweisen u. a.
auch auf Mitwirkungsdefizite in der Sozialpoli-
tik. Solidarisches BewuBltsein kann aber nur
dann bewahnt werden, wenn Sozialpolitik weni-
gerals ,neutrale® Instanz jenseits von Interes-
senauseinandersetzungen gilt, sondern wenn
esgelingt, die Betrotfenen verstarktin die kon-
kreten sozialpolitischen Diskussions- und Ent-
scheidungsprozesse einzubeziehen.



A. Aligemeiner Teil

B. Arbeit

Sozialpolitik muB weiterhin Einfiu nehmen auf
die Durchsetzung einer humanen Gesellschaft,
die Menschenvor Gefahrdungen und Abhén-
gigkeiten schitzt, welche im Gefolge der Gko-
nomischen und sozialen Entwicklung entste-
hsn, die Ristken solidarisch abfangt und aus-
gleicht. Diese doppelte Aufgabe von Sozialpoli-
tik, ndmlich des Schutzes und der Gestaltung,
wird auch in Zukunft nétig sein, um Freiheit und
Gerechtigkeit fur alle Menschen so weit wie
mdglich zu verwirklichen.

Eskommtdaraufan,

— Vollbeschéftigung und gesicherte Arbeits-
verhéltnisse zu realisieren, dennf:ir die so-
ziale Sicherheit der Bevolkerung sind Exi-
stenzund Dauerhaftigkeitvon Arbeitsver-
héltnis, Arbeitseinkommen und humanen Ar-
beitsbedingungen grundlegende Vorausset-
zung zur Persdnlichkeitsentfaitung;

— den Anspruch auf Leben und kérperliche Un-
versehrtheit zu schiitzen, weil risikobehaftete
Arbeitsbedingungen durch alte und neue
Techniken, gefahrliche Arbeitsstotfe und die
Zerstdrung der natiinlichsn Umwelt sich im-
mermehr als zentrale Ursachendes Ver-
schieiBes und der Zerstérung von Gesund-
heiterweisen;

— die Armut zu beseitigen und gerechte und
ausreichende Leistungen durchzusetzen,
denn die ~in vielen Bereichen ohnehin noch
unzureichende — Qualitit des sozialen Si-
cherungssystems hatdurch die umfangrei-
chenMaBnahmendes Sozialabbaus der
80er Jahre erhebliche EinbuBen erlitten;

~ einefamiliengerechte Wohnungsversorging
2zutragbaren Mieten zu gewahrieisten, alten-
und behindertengerechten Wohnraum zur
Verfiigugn zu stellen und eine Isolierung be-
i Bewt gsgruppen zu verhin-

ben erfordern zudem ein gemeinsames Han-
deln der Sozialleistungstréger — Pravention
und Rehabilitation kdnnen sonst nur unzurei-
chend verwirklicht werden.

Alidies sind wichtige Voraussetzungen, um den
solidarischen Ausgleich als Kernelement sozia-
ler Sicherung aufrechtzuerhalten und auszu-
bauen. Erwurzeltim traditionellen Setbstver-
sténdnis undin den Erfahrungen der Gewerk-
schaftsbewegung, dafl gegenseitige Hilfe und
gemeinsame Kdmpfe die grundlegende Vor-
aussetzung fiir die Verbesserung der Lebens-
verhéltnisse und die gesellschaftliche Emanzi-
pation der Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
merdarstellen. Daran hatsich nichts gedndert.
Auchdie kiinftigen schwierigen Herausforde-
rungen fiirdie Sozialpolitik werden sich nur
dann bewaltigen lassen, wenn die Solidaritéitim
BewuBtsein fest verankertist. Solidaritatistkein
Widerspruch zu Eigenverantwertung, wohl aber
2u riicksichtslosem Eigennutz. Sieistauchheu-
te und fiir die Zukunft eine unverzichtbare mora-
lische Leitlinie der Gesellschaftsgestaltung und
desunmittelbaren Miteinanderumgehens. Die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmerundihre
Gewerkschaften stehen fur die solidarische
Verantwortung, gegen die Ausgrenzung und
Privatisierung von Risiken. Der DGB wird sich
deshalb dafiir einsetzen, Begrenzungendes
solidarischen Ausgleichs —sei es, weil sich ein
Teitder Bevdlkerung dieser gesellschaftlichen
Verpflichtung entzishen kann oder ungerecht-
fertigte Leistungs- und Finanzierungsunter-
schiede bestehen —zu beseitigen.

S

Rechtauf Arbeit und freie Berufswaht

Gesicherte Beschiftigung und menschenge-
rechte Arbeitsbedingungen sind die Grundfa-
ge der wirtschattlichen und soziaten Existenz
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehimer, die
Voraussetzung fir die Entfaltung ibrer Persén-
lichkeitin Arbeit, Berufund Gesellschaft, Sie
miissen ineinem sozialen Rechtsstaat Vorrang
vor privaten Gewinninteressen haben.

Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ha-
benden Anspruch, entsprechend ihren Fihig-
keitenund Nelgungen Arbeitsplatz, Ausbil-
dungsstétte und Beruf frei zu wéhlen. Manner
und Frauen missen die gleichien Beschafti-
gungs-und Aufstiegsmaglichkeiten haben.

Die hohe Arbeitslosigkeit wird sich nichtim
Selbstlauf abbauen. Ihre Folgen sind regionale
Ungleichgewichte und eine Ungleichheit der Ar-
beits-, Bildungs- und Lebenschancen. Unge-
schiitzte Beschaftigungsverhiltnisse haben
sich ausgebreitet, die betriebliche Rationalisie-
rung und Flexibilisierung des Arbeitskratteein-
satzes wurden erheblich verschérft. Der Anteil
instabiler Beschaftigungsverhalinisse mit ein-
geschrénktemoder fehlendem arbeits- und so-
zialrechtlichen Schutz hat zugenommen.

Nichtzu rechtfertigende Leistungseingriffe und
anhaltende Langzeitarbeitslosigkeit haben zu
einer ,Neuen Armut“in einer der reichsten Indu-
strienationen gefiihrt. Viele Arbeitslose sind in
wirtschaftliche Not geraten, insbesondere
Langzeitarbsitslose.

Dariiber hinaus wurden viele Menschenindie
Stille Resesve, in Frahinvaliditit, indenoftun-
gewollten Ruhastand und in betrigbliche Son-
dereinrichtungen (z. B. Werkstétten fir Behin-
derte) abgedrangt.

Die staatliche Politik hat seit Beginn der 80er
Jahre den Kurs drastischer Haushaltskirzun-
gen und der Senkung der Staatsquote einge-
schlagen, anstatt die 8tfentiichen Investitionen
auszuweiten und cen Ausbau dringend erfor-
devlicher Sffentlicher Dienstieistungen zu 16r-
dermn. Staatliche Politik hat die damit verbunde-

ne Arbeitslosigkeit zum Teil bewuBtin Kauf ge-
nommen und ist 2u einem Hauptverantwortli-
chen fiir die wachsenden Beschiitigungspro-
bleme geworden.

An die Stelle wirksamer Arbeitsmarkt-und Be-
schaftigungspolitik ist zunehmend die blofe
Verwaltung des Arbeitsmarktes getreten. Inden
Arbeitsdmtern und Sozialbehdrden fehlen die
personsllen Kapazitaten fiir eine ausreichende
Beratung dervon Arbeitslosigkeit und Armut
Betroffenen.

Beschiftigteund arbeitslose Arbeitnehmerin-
nenund Arbeitnehmer sind ~in unterschiedli-
chen Abstufungen ~durch Arbeitsiosigkeit be-
troffen. Umihren Arbeitsplatz zu behalten, sind
Beschiftigte oft ebenso wie Arbeitslose ge-
zwungen, schlechtera Arbeitsbedingungen, er-
hohte Arbeitsbelastungen und berufliche Her-
abstufungen zu akzeptieren. Die Arbeitgeber
nulzendias, um tarifliche und gesetzliche
Schutzrechte zu unterlaufen,

Fir die unmittelbar Betroffenen bedeuten Ar-
beitslosigkeit, ungeschiitzte Beschiftigung und
Langzeitarbeitslosigkeitvor allem

— erhebliche finanzielie EinbuBen,

— die Minderung sozialer Kontakte,

- berufliche und soziale Herabstufung,
— Minderung des Selbstwertgefihls,

- verringerte Maglichkeiten zurtaglichen Le-
bens-, zur Berufsweg- und Zukunftsplanung,

— Stdrungenin Familienbeziehungen und Ent-
wicklung der Kinder.

Alldiese Belastungen fihren haufig zu seeli-
schen und kdrperlichen Erkrankungen der Ar-
beitslosen und von Arbeitslosigkeit Bedrohten.

Massenarbsitslosigkeit flihrt dariiber hinaus zu
erheblichen Gefahren tilr die Gesellschaftins-
gesamt. Zum einen werden die dHientlichen
Haushalte und das System der cozialen Siche-
rung durch Steuer- und Beitragsaustélle sowie
durch die Finanzierung der Arbeitslosigkeit
stark belastet. Zum anderen wéchst mitanhaf-
tend schiechter Beschaftigungssituation die
Gafahy, daB die SolidaritAt zwischen Beschai-
ligten und Arbeitslosen Schaden leidet.



B. Arbeit

| 2. Axtive Beschiftigungs-
{ und Arbeltsmarkipolitik

Scheffung von Arbeitsplatzen

Umallen arbeitsuchenden Menschen Arbeit zu
geben, missen Arbeitsplétze in ausreichender
Zahl geschaffen werden, und zwar vorrangig
dort, wo sie zur Verbesserung der Umwelt-, Ar-
beits-und Lebensbedingungen und zur Herstel-
lung der Chancengleichheit nétig sind.

Eine wirksame Beschaftigungsp¢ “tik istzu rich-
ten auf

- einqualitatives Wirtschaftswachstum zur
Schaffung von Ausbildungs- und Arbeitsplét-
Zen und zur Verbesserung der Lebensquali-
tat,

- die soziale Gestaltung des technischen Wan-
dels,

- die gerechte Verteilung der Arbeit.

Diebestehenden Arbeitsmarktinstrumente der
Bundesanstalt fiir Arbeit, insbesondere die Ar-
beitsbeschatfungsmaBnahmen (ABM), sind
kein Ersatz fiir eine angeblich nicht finanzierba-
re staatliche Beschéftigungspolitik. Im Gegen-
teil: Eine wirksame staatliche Beschiftigungs-
politikisteine wesentliche Voraussetzung da-
far, daB sich die Bundesanstalt fiir Arbeit mit
ihren Programmen erfolgreich auf die Einglie-
derung besonders berachteiligter Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer konzentrieren
kann.

Ausgleich regionaler Ungleichgewich

Die Beschéftigungs- und Arteitsmarktpolitik
muBihre Instrumente regional gezielt einsetzen
und durch aufregionale und 6rtliche Problemsi-
tuationen ausgerichtete MaBnahmen unter-
stiitzt werden. Vor Ort bzw. in der Region kén-
nen Versorgungsdefizite in Umwettschutz,
Wohnurmfeld, éffentlichem Nahverkehr, Ge-
sundheit, Sozialwesen, Bildung und Kultur sehr
genau ermitieit werden. Eine wesentliche Vor-

al g fiir die ko le und regionale
Investitionstistigkeit ist die Stérkung der Finanz-
kraftjener Kommunen und Reglonen, die von
Strukturschwachenund Arbeitslosigkeit
besonders betroffen sind.
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InZusammenarbeit mit dem &rtlichen Arbeits-
amiund anderen mitbeschaftigungspolitischen
Fragen befaBten Institutionen sollte die Kom-
munalverwaltung jghrlich einen Arbeitsmarkt-
berichtvorlegen, der die &rtiichen und regiona-
len Handlungsmdglichkeiten aufzeigt. Dabei
kénnen lokale Beschéftigungs-, Aus- und Wei-
terbildungsinitiativen, insbesondere wenn sie
von &ffentlichen Kérperschaften sowie gasell-
schaftlichen Gruppen und Organisationen ge-
meinsam getragen werden, zur Verminderung
lokaler Probleme beitragen.

Damit die Handlungsspielrdume vor Ort ausge-
schopft werden kénnen, muB die Investitions-
und Personalpoiitik der Kemmunen sowie die
regionale und kommunate Wirtschaftsférde-
rung an den Zielen Beschéftigungsférderung
und qualitatives Wachstum ausgerichtet wer-
den.

Arbeitszeitverkiirzung

Arbeitszeitverklrzungen sind unverzichtbar zur
Wiederherstellung der Vollbeschéftigung. Sie
dienen gleichzeitig

~ alsvorbeugende Ma3nahme gegeniiber wei-
terem Arbeitsplatzabbau,

— dem Schutz vor gesundheitsbeeintrachtigen-
den Folgen wachsender Belastungen im Ar-
beitsleben,

— dergleichgewichtigen Verteilung der berufli-
chen und familidren Aufgaben zwischen
Frauen und Minnern und damitder Chan-
cengleichheitder Frauen in der Arbeitswelt,

—~ der Schaffung der Voraussetzungen fiir eing
umfassende Beteiligung der Arbeitnehmerin-
nenund Arbeitnehmer und ihrer Famifien am
geselischaftlichen, sozialen und kulturellen
Leben.

Tarifveriraglich vereinbarte Kiirzungen der Ar-
beitszeitin all ihren Formen sind durch gesetzli-
che Regelungen in ihrer Wirksamkeit abzusi-
chern. Durch sie sind Uberstunden und Sonder-
schichten auf unvermeidbare Zwangssituatio-
nen zu beschrinken. Fiir unvermeidbare Mehr-
arbeitist ein entsprechender Freizeitausgleich
vorzusehen.

R
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Sicherung des Normalarbeitsverniitnisses

DerKiindigungsschutz istfiir alle Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer auszubauen. Beim
Widerspruch des Betriebs- bzw. Personalrates
gegen eine Kindigung muB der Arbeitgeber auf
eine Gestaltungskiage beim Arbeitsgericht ver-
wiesen werden. Leiharbaitist gesetzlich zu ver-
bieten und llegale Beschattigung wirksamer zu
bekampten. Befristete Arbeitsvertrage sind nur

aus sachlich berechtigten Griinden zuzulassen.

Zugleich mufi die Arbeitsverwaltungin die Lage
versetzt werden, rechizeitig und effektiv beiun-
vermeidbaren Massenentiassungen und Be-
triebseinsteliungen reagieren zu kénnen.

Teilzeitarbeitsverhaitnisse sind entsprechend
den Bedrfnissen vor allem der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer mit Familienpflichten,
der Gesundheitsbeeintrachtigten, Behinderten
oder Alteren in angemessenen qualifizierten
Tatigkeiten mit Aufstiegsmaglichkeiten einzu-
richten und anzubieten. Es muB sichergestellt
werden, daB nichtiediglich Vollzeit- in Teilzeit-
arbeitsplatze umgewandelt werden und keine
Einschrénkung der sozialen Sicherheit erfolgt,
wiedies vor allem bei geringfigig Beschaftig-
ten“der Fallist.

Die Beitragsfreiheit der sog. getingfiigig Be-
schiftigten hateinen ,grauen Arbeitsmarkt*
entstehen lassen, der Millionen Beschiftigte
umfaBt. Um MiBbrauch zu verhindernund den
sozialen Schutz der Betroffenen zu verbessern,
muf die Geringfiigigkeitsgrenze auf eine Baga-
tellgrenze herabgesetzt werden, soweit nicht
nur eine Nebenbeschattigung neben einer ver-
sicherungsfreien (Haupt)-Beschattigung aus-
gelibt wird. Bei Entgelten bis zur Geringverdie-
nergrenze soll der Arbeitgeber die Beitrage al-
leinbezahlen. Versicherungsfreibleibt die gele-
gentliche Beschaftigung (bis zu 2 Monaten oder
50 Arbeitstagen im Jahr). i

Aufgaben der Arbeitstorderung

Die Bundesanstalt fiir Arbeit muB ihre arbsits-
marktpolitischen Aufgabenim Interesse afler
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnéhmer erfiillen.
Sie muB ihre Dienstleistungen —vor aflem Ar-
beitsberatung und Arbeitsvermittiung, Berufs-
beratung und Ausbildungsstellenvermittiung
sowie Férderung der beruflichen Bildung - so
gestalten, daB sie von benachteiligten wie gut

qualilizierten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern gleichermaRen in Anspruch genom-
menwerden.

Hohe Arbeitslosigkeit erfordert besondere An-
strengungen zur berutfiichen Eingliederung der
Benachteiligten des Arbeitsmarktes, Deshalb
missendie Leistungen zur Forderung der be-
ruffichen Weiterbildung und der Arbeitsaufnah-
me unddie ArbeitsbeschaffungsmafBnahmen
(ABM) qualitativ ausreichend und zielgerichtet
vor allem zugunsten benachteiligter Arbeitneh-
mergruppen eingesetzt werden.

Die Vergabe von Férdermitteln istan, von der
Arbeitsverwaltung zu kontroliierende, beschit-
tigungswirksame Auflagen —zugunsten der
Zielgruppen des Arbeitsmarktes — zu binden.

Dieindividuelle Férderung beruflicher Weiter-
bildung ist so auszugestalten, daB ein Anreiz fir
die Teilnahme besteht. Weiterbildungsmaf-
nahmen und deren Trger diirfen nur geférdert
werden, wenn die Einhaltung ausreichender
Qulitatsstandards gesichertist. Sie kénnen und
dirfen die Arbeilgebervon ihren eigenen Quati-
fizierungsaufgaben nichtentlasten.

Diean Arbsitgeberbei der Einstellung Benach-
teiligter gezahlten Einarbeitungszuschiisse
bzw. Eingliederungsbeihilfen miissen an eing
datierhafte betriebliche Eingliederung gebun-
densein.

ABM drfen nurfiir zusatziiche Aufgaben ver-
wandtwerden. Sie konnen die eriorderlichen
staatlichen Beschaftigungs- und Benachteitig-
tenprogrammae nicht ersetzen, sondern allen-
falls erganzen.

Erforderlichist deshalb die Zusammenarbeit
zwischen Arbeitsverwaltung, Betrieben und
Dienststellen, unter Einschaltung der Betriebs-
bzw. Personalrite sowie der Schwerbehinder-
tenvertrauensleute. Betriebe und Dienststellen
sind zur Meldung offener Arbeits- und Ausbil-
dur llen an das Arbei it zuverpflichten,

Ausbau der Arbeitsvermittiung

Sozialverpliichtete, neutrale und unentgeltliche
Arbeits- und Berulsberatung sowie Arbeits- und
Ausbildungsstellenvermittiung sind tragende
Pieiler unseres Systems der sozialen Siche-
rung. Sie erfordern vine, mit ausreichendem
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und qualifiziertem Personal, mit angemesse-
nen sachlichen und organisatorischen Mitteln
undmitdem Alleinvermittlungsrecht ausgestat-
tete Arbeitsverwaltung.

Die Arbeitsdamter haben Betriebe und Dienst-
stellen besonders zugunsten Benachteiligter
dber Gestaltungsmaglichkeiten in Betracht
kommender Arbeitsplatze, uber Qualifizie-
rungsmdglichkeiten und Giber Eirgliederungs-
hilfen zuberaten. Allen Versuchen, die dHfentli-
che Arbeitsvermittiung zugunsten privater und
gewinnorientierter Dienste zuriickzudrangen,
muBentgegengetreten werden.

Chancengleichheit der Frauen durchsetzen

Zur Verwirklichung des Gleichberechtigungs-
gebots des Grundgesetzes miissen Betriebe
und Verwaltungen durch die Aufstellung von
FrauenfGrderplanen zur Beseitigung der Be-
nachteiligungen weiblicher Auszubildender und
der Arbeitnehmerinnen in der Arbeitswelt bei-
tragen. Unverzichtbare Inhalte dieser Frauen-
forderplane sind:

— geschlechtsneutrale Stell
gen,

— vorrangige Einstellung und Beférderung von
Frauen bei gleichwertiger Qualifikation inden
Beschiftigungsbereichen und Hierar-
chieebenen, indenen sie unterreprasentiert
sind,

— aufstiegsorientierte FortbildungsmaBnah-
men, die in einer Organisationsform angeba-
tenwarden, die auch die Teilnahme von Be-
schattigten mit Familienptlichten ermaglicht,
sowie }

— Regelungen iiberinnerbetriebliche MaBnah-
menzur besseren Vereinbarkeitvon Beruf
und Familie.

Erforderlich sind Regelungen Uber ausreichian-

de Vollzggt- oder Teilzeitbeurlaubung von Ar-

beitneh 18N und Arbei Y 2ur Eddfiii-

hreibun-

Berufliche Weiterbildung

Berufliche Fortbildung und Umschulung sind
alsgleichrangige Bestandteile des Bildungswe-
sen$ auszuweiten, Sie diirfen sich nicht auran
den Erfordemissen kurzfristiger Arbeitsmarkt-
anpassung im Rahmen der Unternehmenspoli-
tik ausrichten, Vielmehr miissen sie breit ver-
wertbar sein und auf die Forderung tingerfristi-
ger, wirksamer beruflicher Entwicklungs- und
Anpassungsmaglichkeiten zielen. Die benach-
teiligten und von Arbeitslosigkeit besonders be-
drohten Arbeitnehmergruppen sind mehr als
bisher in WeiterbildungsmaBnahmen einzube-
ziehen. Die Forderleistungen sind als Lohner-
satzleistung zu erbringen und als wichtiges An-
reizmittel fGir die Teilnahme an Weiterbildungs-

programmen zu nutzen,
Zugleich miissendie betrieblichen Weiterbil-
dung! hmen sich len, daB auch Un-

und Angelernte AnschluB an die Qualifikations-
entwicklung erhalten. Betriebliche wie dffentli-
che BildungsmaBnahmen miissen zur Chan-
cengleichheit beitragen und diirfen sich nicht
auf Eliteforderung beschrinken.

Gleichbehandiung von Ausléndern
im Betrich

Ausléndische Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer diirfen bei der beruflichen Integration
nichtbenachtsiligt werden. Bei Einsteliungen
und Entlassungen darf nicht nach Nationalita-
ten unterschieden werden. Das gleiche gilt bei
Umsetzung, Aufstieg und innerbetrieblicher
Qualifizierung.

Berutliche Rehabilitation und betriebliche
Eingliederung Behinderter

Alig kdrperlich, geistig und seelisch Behinder-
ten haben Anspruch auf dauerhafte Eingliede-
rungin die Arbeitswelt, vorrangig auf einen Ar-
beitsplatz in ,nonnalen” Betrieben und Verwal-
tungen. R

Behinderte bedirfen zur Sicherung von Ge-
sunadheit, Qualiiikation und Beschdiftigung, zu
ihrer beruflichen und sozialen Eingliederung
und zur Uberwindung ihrer Isolation in besor
derem MaBe

~ beftrieblicher und iiberbetrieblicher berufstar-
dernder MaBinahmen der Rehabilitation,

~ ergénzenderund begleitender berufsfachli-
cher, sozialer, psychologischer und medizini-
scher MaBnahmenund Dienste.

Der besondere Kiindigungsschutz fiir Altere
und Schwerbehinderte ist auszubauen.,

Diegesetzliche Pflichtquote fiir die Beschafti-
gung von Schwerbehinderten muBvon privaten
und 6ffentlichen Arbeitgebern erfiillt bzw. durch
eine ausreichende Ausgleichsabgabe erzwun-
genwerden. Betriebs- und Personalrite sowie
die Schwerbehindertenvertrauensleute miis-
sen hierauf gerichtete Einwirkungsmaglichkei-
tenhaben.

Solange und soweitdie privalen und ffentli-
chen Arbeitgeber nicht die zur Eingliederung
aller behinderten Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer erforderlichen Arbeitsplaize zur
Verfiigung stelien, ist der Ausbau eines be-
darfsgerechten Natztes von Werkstitten (WiB)
undvergleichbaren Selbsthilfe-Ein:ichtungen
fr Behinderte erforderlich.

Initiativen gegen Langzeitarbeitslosigkeit

Solidaritatund sozialstaatlicher Anspruch erfor-
dern zusétziiche, besondere Arbeitsplatzange-
hote fiir Arbeitslose, die tangerfristig arbsitslos
sind. Neben der finanziellen Absicherung sind
fur sie verstérkt auch MaBnahman zur sozialen
Integration, zur Férderung der Qualifikation und
2ur Erhaltung und Wiedereriangung der Ver-
mittlungstahigkeit bereitzustellen. Auch bei Ein-
gliederungsbeihilfen sind Langzeitarbeitsioss
vorrangig zu berticksichtigen,

Vordringlich ist, daB den Arbaitsiosen, die einen
groBen Teil der Lasten strukturelier Verande-
rungen und wirtschaftiicher Fehlentscheidun-
gentragen missen, ausreichende Einkom- .
mensersatzisistungen zur Verfiigung steheii:
Ungerechtfertigt und zu ve:hindem ist, daB Be-
Ziehervon

i
h Einke inbuBen

hinnehmen missen und bei léngerwithrender

Dauerder Arbeitslosigkeitinren Anspruch aut
Arbeitslosengeld erschdpfen. Das Arbeitslo-

sengeluistdaherzu erhbhen, seine Bezugs-

dauer zuverlangern.

Zugleichist eine steuerfinanzierte bedarts-
orientierte Mindestsicherung einzufiihren, die
verhinderl. daf Arbeitslosengeld und Arbeits-
losentilfe unter die Sozialhilfesitze absinken.
Diese Mindestsicherung mud auchjene erfas-
sen, die noch keine Versicherungsanspiiche
aufbauenkonnten. Die Disziplinierungsmég-
lichkeiten der Arbeitsamter (Zumutbarkeits-
und Spenzeitregelungen) und der Sozialimter
(gemeinditzige Arbeiten) sind einzuschrénken,

| 4:SalideriecheFinansierung |

Arbeitslosigkeit Istein nicht vessicherbares Risi-
ko. Dem hatdie Finanzierung von MaBnahmen
und Leistungen Rechnung zutragen. Das heiit
insbesorlere

- starkerefinanzielle Beteiligung des Bundes
anden Mafinahmen der Arbaitsmarktpolitik
undanden Kostender Arbeitslosigkeit sowie
die Ubemnahme eventueller Defizife der Ar-
beitslosenversicherung;

— starkerefinanzielle Beteib'gung der privaten
und &ffentlichen Arbeitgebar an Mafinahmen
der beruflichen Weiterbildung;

— keine Kostenvertagerung van éffentlichen
Aufgaben aut die Beitragszahler.

Unabhéngig davon halt der DGB an seiner Ziel-
setzung fest, die Finanzierungsgrundlagen fiir
die Bundesanstalt fir Arbeit neu zu ordnen.
Hierzu muB der, vonden beschiftigten Arbei-
fern und Angestellten undihren Arbeitgehem
aufgebrachte Beitrag zur Bundesanstalt fiis Ar-
heitdurch einen Arbeitsmarkibeitrag ersetzt
werden, der von allen Erwerbstatigen entspre-
chend der Hahe ihres Einkemmens zu entrich-
tenist. Der auf die Arbeitnehmarinnen und Ar-
beitnehmer entfallende Beitrag muB zu Halfte
vonden Arbeitgebem aufgebracht werden, -




C. Gesundheit

Lebenund Gesundheit sind das hichste Gut,
sie dirfen nicht dem Gewinnstreben geopfert
werden, Die Bekdmpfung von krankmachen-
den Faktoren—seiesin der Arbaitsweltoder
derallgemeinen Umwelt—isteine zentrale Auf-
gabe gewerkschaftlicher Politik.

Jederhateinen Anspruch auf Schutz, Erhal-
tung und b Ggliche Wiederh flung der
Gesundheit. Ziel gewerkschattlicher Gesund-
heitspolitikistes, darau hinzuwirken, daf die-
ser Anspruch von jedem eingeléstwerden
kann.

Es kommtdaraufan,

-~ gesundheitsgerechte Arbeits- und Lebens-
verhélinisse zu schaffen,

— die Fahigkeitenund die Moglichkeiten des
einzelnen zu stérken, sofidarisch und selbst-
verantwortlich zum Schutz, zur Erhaltung
und Wiederherstellung seiner Gesundheit
beizutrager.,

— die gezielte undrithzeitige Vorsorge und
Frilherkennung, eine bedarfsgerechte me-
diziniseh-soziale und pflegerische Versor-
gqung sowie eine bis zur sozialen (Wieder-)
Eingliederung durchgefiibrte Rehabilitation
sicherzustellen.

Die insgesamt gestiegene Lebenserwartung in
der Bundesrepublik verweist auch aut Erfolge
des Ciesundhaitswesens - die Erweiterung und
Verbesserung der Behandlungsmaéglichkeiten
verschafft meir Menschen die Aussicht auf
mehr Lebensjahre. Diesar Forischritt fihrt,

wie auch die Veréno.-rung des Kranheitsspek-
trums, zu neuen Herausforderungen an das

Gesundheitswesen und die Gesundheitspolitik:_

mit hdherem Lebensalter steigt die Zahi chroni-
soher Krankheitsveridufe; Mehrfacherkrankun-
genund Pflegebediirttigkeitnehmenzu.
Allerdings darf die insgesart gestiegene Le-

_ benserwartung nicht dlmber hinwegtluschen,
daB

= d;o Bmdosropublik m Vem&tnls zZuver-

'+ géeichbaren L andern in bezug aufdie Le-
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- dis verfiighare (unzureichende) Statistik eine
Falle vor Hinweisen aufvieliach vermeidba-
re Krankneit, invaliditat und vorzeitigen Tod
gibt.

~ bestimmte soziale und Berufsgruppen einem
erheblich erhéhten Krankheits- und Sterb-
lichkeitsrisiko ausgesetzt sind.

— diggesundheitiichen Belastungen durch Ar-
beit, Umweltund i ebensgewohnheitenins-
gesant nach wie vor hochsind.

Das Ausmaf arbeitsbedingter Erkrankungen ist
inder Vergangenheit weit unterschatzt worden,
obwohl diese Erkrankungen a!s Hauptursache
der Frihinvaliditét betrachtet werden miissen.

Diesgiltz.B. fiir

~ gafahiliche Arbeitsstoffe, die zu Krebser-
krankungen, zahlireichen anderen Krankhei-
tenund chronischen Beschwerden sowie
Fruchtsehadigungen fihren,

— Schwerarbeit, einseitig belastende Bewe-
gungsabldufe, Zwangshaltungen und Vibra-
tionen, die Schédigungen der Wirbelsduls
und der Gelenke verursachen.

Auch iir die Umweltbelastungen durch Schad-
stoffe und Chemikalien gilt, daB sie als Mehr-
fach- und Dauerbelastung besonders gesund-
heitsgetahrlich sind.

Verbreitete riskante Lebensweisen wie Nikotin-
und AlkoholmiBbrauch, Miibrauch von Medika-
mentenund Gebrauch vonillegalen Drogen so-
wie Fehlernahrung sind ebenfalls wichtige Ele-
mente der Gesundheitsgeféhrdung und -sché-
digung. Mit A:DS istein neues gesundheitliches
Risiko entstanden, das die Gesundheitspolitik
vor besondere Herausforderungen stellt und
vonder Gesellschaft und dem einzelnenein
hohes MaB an Verantwortung fordert.

Noch lmmgkonzomnonsoch das beﬁnobhche
und Gberbetriebliche Arbeitsschutzsystem

" achweggewichii auf die Verhiitung von Arbeits-

untilen. Berufskrankheiten undponsugen ar-

.v e

beitsbedingten Erkrankungen wird nicht dieih-
rer Bedeutung entsprechende Aufmerksamkeit
eingerdumt. Urs&chlich hierfir drfte vor allem
sein, daB sich die meisten Erkrankungsprozes-
se nur langzeitig vollziehen, So brachenar-
beitsbedingte Krebserkrankungen meistens
erst 5 bis 30 Jahre nach Einwirkung des schadi-
genden Arbeitsstoffes aus. Hinzu kommt, da3
der Informationsstand iber den Zusammen-
hang zwischen Arbeitsbedingungen und Er-
krankungen bei allen Beteiligten sehr niedrigist.
Dies gilt nicht nur fiir die Arzteschatt aligemein,
sendern auch flr viele Betriebsarzte, Sicher-
heitsfachkréfte, Arbeitgeber ven Klein- und Mit-
{elbetrieben, Aufsichtsheamte der Unfallversi-
cherungstréger und der Gewerbeaufsicht, Ar-
beitnehmetinnen und Arbeitnehmer.

Alswesentliche Ursachen fir die Schwiche
des Arbeitsschutzsystems in der Bundesrepu-
blik erweisen sich das zersplitterte, ilickenhafte
undinseinen Aegelungen weitgehend unver-
bindliche Arbeitsschutzrecht, die eingeschrank-
ten personellen Kapazititen der Gewerbeauf-
sichtund der techrischen Aufsichtsdienste der
Unfallversicherungtiager sowie das Fehlen ei-
nes bundesweiten Netzes von MeB-urd Analy-
sezentren. Der niedrige Stellenwert des Ge-
sundheitsschutzes in der Politik und oftmals
auch der betrieblichen Wertskala sowie die Ar-
beitnehmerinteressen nurunzureichend be-
ricksichtigenda Ausgestaltung und Anwen-
dung des geltenden Berufskrankhsitenrechts
fordern diese Entwicklung. Durch die Verhinde-
rung der Entschédigung solcher Erkrankungen
vermindert sich zugleich der notwendige Hand-
lungsdruck auf die Arbeitgeber und die Institu-
tionen des Arbeitsschutzes.

Keine geumtveiantw,erﬂlche
Gesundheitspolitik

- DasGesundheitswesen inder Bundesrepubhk

istgekennzeichnetvon organisatorischer Zer-
spliterung, zergliederten Kompetenzen und

_ geteilten Verantwortlichkeiten. Gesundheitspo-

litische Prioritéten haben sich daher weitge-

. hend unter dern maBgeblichen Einfluf der Lei-

stungsanbieier (z. B. der Arzte, der Pharma-In-
dustiie, der Medizintechnik) entwickett; eine ge-
samtverantwortliche Planung der Zisle und des
Mittelethsatzes fehit. Haufig stehen Einkom-
mens- und Statusinteressen der Leistungsan-

bieterim Vordergrund; die Bedirfnisse und In-
teressenvon Versicherien und Patienten wer-
denin den Hintergrund gedréngt.

Mangelnde Patientenorientierungund
Mitwirkung der Betroffenen

Die Kehrseite der Anbietermacht sind die be-
grenzten Mdglichkeiten der Betroffenen, an
thren Gesundheitsbelangen mitzuwirken, Die
Selbstverwallung der Krankenversicherung,
dievor allem die Interessen der Versicherte:n
vertreten und gesundheitspolitische Mitgestal-
tung ibernehme:i miiBte, hat gegentiberden
Leistungsanbietern nur eingeschrinkte Hand-
lungsméglichkeiten. Sie nutzt diese vorwiegend
als Mittel zur Ausgabenbegrenzung, zu wenig
aberim Sinne einer Orientierung an positiven
Gesundheitszielen (z. B. Gesundheitsforde-
tung, gezielte Senkung der Friihsterblichkeit
und -invaliditiy und der Sicherung und Verbes-
serung der Versorgungsquaiitat.

Strukturménge} der medizinischen
Versorgung

Die medizinische Versorgung istmit Struktur-
méngsln behaftet, durch die Wirksamkeit, Qua-
litét und Wirtschaftlichkeitder Behandiung be-
eintréchtigt werden.

Zunennensind unter anderem:

~ derbestimmende EinfluB von Anbieterinter-
essen avt Gesundhsitspolitik und Gestaltung
des Gesundheitswesens,

- eine zueinseitig naturwissenschattlich orien-
tierte Medizin, die weitgehende Ausklamme-
rung der psychosozialen Komponente und
der sozialen Umwelt beziiglich des Krzink-
heitsversténdnisses und Theraple,

— diezunehmende Spezialisierung der Medi-
zin, dazu spisgelbildlich die Vernuchlassi-
gung das allgemeinarztiichen Elemsnts,

— diafchlence bzw. unzureichende Qualitatssi-
£herung der ambulanten und staticnaren me-
dizinischen und pflegerischen Varsorgung.

"
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Unzureichende Umsetzung der
Rehabilitation

MaBnahmen der Rehabilitation erfolgen haufig
viel zu spit, die Zusammenarbeitder Rehabili-
1ationstrager istunzureichend. Die notwendige
Verzahnung von kurativer und rehabilitativer
Medizin ist ebensowenigwia die Verzahnung
von medizinischer und beruflicher Rehabilita-
tion ausreichend sichergestelil. Wihrend die
Rehabilitation nach Arbeitsunfalien als vorbild-
lich gilt, sind die Heilverfahren bei anerkannten
Berufskrankheiten dringend verbesserungsbe-
darftig.

Steuerungsdefizite Krankenkassen/

Leistungsanbieter
Die Beziehung zwischen Anbietem von Ge-
sundheitsleistungen und Krankent (als

Nachfrager bzw. Finanziers) sind ungleichge-
wichtig und unvollstandig garegeit. Neben zer-
splitterten Zusténdigkeiten auf der Kassenseito
fehlen gegeniber einigen Leistungsanbietern
(z.B. Pharma-industrie) vertragliche Kompe-
tenzen iiberhaupt, wihrend in anderen Be-
reichen (2. B. Krankenhaus) die Mitbestim-
mungsmaglichkeiten der Kassen zugering
sind. Dies erschwert vor allem die gesundheits-
politische {Mit-YSteuerung durch die Selbstver-
waltung der Krankenkassen als Vertreter von
Versicherten-und Patienteninteressen.

Strukturprobleme des
Krankenversicherungssysiems
Strukturprobleme im Krankenversicherungssy-
stem bestehenim wesentiichen aufgrund der
unzureichenden Auspragung des Solidarprin-

haufig ein gemeinsames Handeln der Kranken-
kassen erschwert, zum Teilunméglich ge-
macht.

Verwirklichung des Grundrechts auf
Leben und kdrperliche Unversehrtheit
Inder Arbeitswelt

Durch menschengerechte Gestaltung der Ar-
beitund der Arbeitsumwelt mus der verfas-
sungsrechtiiche Anspruch der Arbeitnehmerin-
nenund Arbeitnehmer auf Leben und kérperli-
che Unversehrtheit eingeldst werden. Dies
dient nicht nur humanitéren Zieten, sondern
auch der Kostensenkung in unserem Soziallei-
stungssystem und dem Schutz dergesamten
Bevblkerung vor gesundheitlichen Risiken in
der aligemeinen Umwelt.

Erforderlichist ein umfassendes Arbeitsschutz-
gesetz mit verbindlichen und einklagbaren
Schutzvorschriften als Grundlage fiir die men-
schengerechte Gestaltung der Arbeitsumwelt
und der Arbeitsorganisation sowie der Pflicht,
alte arbeitsbedingter Fesundheitsgefahren sy-
stematisch zu erfassen, um Voraussetzungen
far eine Verhiitung zu schaffen. Es muB auch
aufden dffentlichen Dienst, den Bergbau, die
Landwirtschaftund die gesamte Schiffahrt An-
wendung findsn.

Gewerkschaftiiche Arbeitsschutzpolitik
Die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer miis-

Doeversschem spﬂtcmorenzeormbg sen befahigt werden, dis Gesundheitsgefahren
z&:-mierr ng i ,,.u.,,,gun. zueﬂ(snnenundsochmltsohdanschenMaB-

Versich g .m.(z.B. her hd- 1 hiergegen zur Wehr zu setzen. Die
herer Einkommen, Versicherts) abzu- rkschaftiiche Arbeitsschutz-Strategie mu
werben. Dadurch wird nicht nur die Finanzkraft deshalb ausgsrichtet sein auf

der gesetziichen Krankenversicherung ge- —~ die fiir die Vermeidung von Gesundheitsrisi-
schwilcht, sondemn auch das Prinzip des sozia- ken im Betrieb bedeutsamen Entscheidungs-
len Ausgleiche verietzt. Die ungleiche Vertei- prozesse und

- ie Beriicksichtigung von Gesundheitszielen
Inder gewerkachaftiichen Tarilpolitik.

Shhdddlvornlomnﬂobmsam«
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Einwirkung von Arbeitsstoffen, vorallem so!-
che krebserzeugender Art, die oftmals auch
erbgutverdndarnd, fruchtbarkeitszerstérend
und fruchtschédigend wirken. ZielmuB es
sein, den Einsatz gefahrlicher Arbeitsstoffe
moglichst weitgehend zu verhindem.

Die Beseitigung von Unfall- und Erkran-
kungsgefahren, die durch Arbeitshetze, Ter-
mindruck, Mehrarbeit, Nacht- und Schichtar-
beit, iberhthte Leistungsanforderungen und
Monotonie entstehen.

Die Verhltung von Erkrankungen des Bewe-
gungssystems durch den Abbau von kdrper-
licher Schwerarbeit, Zwangshaltungen, ein-
seitigen und verschleiBenden Arbeitsvorgén-
gen sowie von Ganzkdrperschwingenund
sonstigen Vibrationen.

Die Verh(itung von Giesundheitsschadigun-
gendurch Larm.

Die Verhiitung von Risiken bei gentechnaio-
gischen und sonstigen biotechnologischen
Verfahren.

Die Autkl4rung und Verhiitung der zum Teil
noch ungeklérten Folgen von Strahlen auf
Menschen —auch unterhalb der gesetzlich
festgelegten Grenzwerte,

— Den Abbauvon Mehrfachbelastungen durch
eine Vielzahl dieser Risiken.

von enund
Entwlcklung von Arboltuchmzprogrnm-
men

Die gesetzliche Unfailversicherurig ist zur Be~
kémpfung aller arbeitshedingten Gesundheits-
gefahren zu verpflichten. Besondere Atimerk-
samkeit erfordern die nur langzeitig entstehen-
den Erkrankungéh durch chemische, physikali-
sche, biologische, physische, nerviiche und
psychische Risikofakioren. Dies erfordert ein
System zur Erfassung arbeitsbedingier Ge-
sundheitsgefahren. Vor alem Kiein- und Mittel-
betriebe sind bei der Ersteliung von Arbeits-
schutzprogrammen zu Unterstitzen.
Betriebliche Arbeitsachutzprogramme sollen
insbesondere )

Krlmundwmknmb

— einenbetrigblichen MaBnahmenkatalog zur
Beseiligung der Gefahren,

~ die Erfolgskontrolle Gber die ergriffenen MaB-
nahmen sowie

— einBerichiswesen iiber die Entwicklung van
arbeitsbedingten Erkrankungen und Arbeits-
unféllenim Betrieb umfassen.

Die betrieblichen Aibeitsschutzprogramme
sind in Betriebs- und Dienstvereinbarungen
festzulegen und bei der Investitions- und Ar-
beitsplanung der Betriebe und Verwaltungenzu
beriicksichtigen.

Rangfolge der SchutzmaBnahmen

Die Rechtsvorschriften iber SchutzmaBnah-
men haben sich an einer Rangfolge zu orientie-
ren, die aut die Beseitigung der Gesundheitsge-
{fahren abstellt und das Ausweichen auf perso-
nelle Auslese oder KGrperschutzmittel verhin-
deit, Besondere Bedeutung haben Verbote und
Verwendunghbeschriankungenbzw. der Ersatz
von Stofien und Produkien oder Verfahren, de-
ren Gesundheitsgefahrdung sich langzeitig ent-
wickelt, Es muf sichergestelit werden, da die
Lebensgrundlagen nichtdurch ionisierende
Strahlungen, gentechnolagische Risikenund
dieimmer gréBer werdende Flut von krebser-
zeugenden, ergbutverandermnden, fruchtschédi-
genden und fruchtbarkeitszerstérenden Stoffen
zerstort werden. Genetische Analysen der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmerim Zusam-
menhang mit dem Arbeitsverhaitnis sind zu ver-
bieten.

Inmmm zur Verwirklichung des
a1 inder Arb

Angesichis derbeherrschenden Stellung der
Europaischen Gemeinschaft (EG) inder
Rechtsetzung zum Arbeitsschutz muB nach-
driicklich darauf hingewirkt werden, daB die ent-
sprechenden EG-Richtlinien dem Arbeits-
schutz Vorrang vor den wirtschaftiichen Interes-
sen einrdumen. Gewerkschaften ist beim ErlaB
auropdiischer Sicherheitsnormen zumindest die
gleiche Betelliguing wie der Industrie zu gewdhr-
leisten. Der Binnenmarkt der EG darf nicht auf
Kosten der Gesundheitsinterossen der Arbeit-
nehmerinnen und Arbomhmorguchdhn
werden.




C. Gesundheit

Der Im-und Exportvon gefahrlichen Arbeits-
stoffen, Maschinen, Arbeitsmittetn und Arbeits-
verfahren muB verhindert werden. Hierbeisind
vorallemdie Maglichkeiten der Internationalen
Arbeitsorganisationzu nutzen.

Alle , Altstoffe* sind schrittweise auf ihre Ge-
sundheitsvertraglichkeit fir den Menschenzu
berprifen unddie Mengenschwellen furdie
Pritfung und Meldung neuer Stoffe drastisch
herabzusetzen.

Alle Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer,
auch die inKleinbetrieben, missenin die ar-
beitsmedizinische und sicherheitstechnische
Versorgung nach dem Arbeitssicherheitsge-
setz einbezogenwerden. Fir alle Betriebe und
Verwaltuncen isteine unabhéngige arbeitsme-
dizinische Versorgung zu gewahrleisten, fir
Mittet- und Kleinbetriebe durch einen AnschiuB-
zwang an die berufsgenossenschatftlichen ar-
beitsmedizinischen Dienste. Entsprechendes
giltauch filr die sicherheitstechnische Betreu-
ung von Klein- und Mittelbetrieben.

Die Bundesanstalt fir Arbeitsschutz ist zu einer
leistungsstarken Arbeitsschutzinstitution aus-
zubauen. Fir sieistein System der Selbstver-
waltung zu schatfen, das zu gleichen Teilen von
Arbeitnehmerm, Arbeitgebemn und den Verire-
tern des Staates getragen wird. Die For-
schungsakdivititen des Staates, der Hoci-
schulen und der Unfallversicherungstrager sind
verstarkt aut die Ursachen arbeitsbedingter Er-
krankungen auszurichten.

Die Arbeitsschutzaufsicht der Bundeslander
muB personell und apparativ ihrer Auigabe ge-
recht werden kénnen. Bei ihnen sind von Arbeit-
gebern und Arbeitnehmer paritétisch zu beset-
zende Beirate zu bilden. Der Technische Auf-:.

. sichtsdienstder Unfallversicherung muB in der
Lage sein, die Problemstellungen der Bekamp-
fung arbeltsbedingter Gesundheitsgetahren zu
1dsen, Fir gefiihrliche Arbeitsstoffe, physikali-
sache Einwirkungen und andere vergleichbare
krankmachenda Faktoren ist 6in bundesweites
Meb- und Analysesystem zu ertichten,

schidigung einzubeziehen. Fiir die Anerken-
nungdes Zusammenhangs zwischen den ge-
sundheitsschédigenden Arbeitsbedingungen
und den dadurch auftretenden Erkrankungen
isteine Beweislastumkehr im Sinne einer wider-
legbaren Kausalitaicvermutung vorzusehen.
Dies erhéht auch den Handlungsdruck fir pré-
ventive MaBnahmen.

Die Entschadigungspraxis bei Berufskrankhei-
ten darf nicht restriktiv erfolgen. Die Anzahl
nicht erkannter und deswegen auch nichtent-
schadigter Berufskrankheiten st vizl zu hoch.

Mitbestimmung und Arbeitnehmerrechte
im Arbeitsschutz

Den Betriebs- und Personalréten sind in allen
Fragen der gesundheitsgerechten Arbeitsge-
staltung Mitbestimmungsrechte einzurdumen.
Dieim Betrieb vertretenen Gewerkschaften er-
halten ein besonderes Antragsrecht zur Be-
kampfung von Gesundheitsgefahren.

Das Beschwerde- und Leistungsverweige-
rungsrecht der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer bei Gefahr fiir Leben und Gesundheit
muB konkretisiert, ein Verfahren zur Regelung
bestehender Konflikte vorgegeben werden,

Die Arbeitgeber diirfen die Verantwortung fiir
den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nur aufsolche Personen
Gbertragen, die gleichzeitig in vollem Umfange
die Befugnisse haben, die zur Vermeidung von
Unfall- und Gesundheitsgefahren erforderlich
sind. Dig Arbeitgeber sind zu verpflichten, Er-
kenntnisse Ober Gesundheitsgefahren, die von
Arbeitsstoffen, Arbeitsverfahren, Maschinen,
Anlagen und Geréten ausgehen, unverziiglich
gegeniiber den Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmern, den staatlichen Stellen und den Un-
fallversicherungstréigern offenzulegen.

AuBerhalb der Arbeitswelt kommt es darauf an,
aufdorBusbdorbewmanrhzlphnm

rung der gesundheitiichen Sicherung, der Ver-
sorgungesysteme und der sozialen Kranken-
versicherung durchzusetzen.
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Pravention in den Mittelpunkt

Die Neuorientierung der gesundheitlichen Si-
cherurig muB3 inshesondere das Konzept einer
umfassenden Voisorge inden Mittelpunkt stel-
len. Neben Arbsitsbelastungen werden die Um-
welt, aber auch gesellschaftlich gepréagtes Ver-
halten des einzelnen immer mehr zu gesund-
heitsbeeintréchtigenden Risikofaktoren. Nicht
nurdas Gesundheitswesen selbst, auch andere
Politikbereiche—beispielsweise Energie- und
Verkehrspoalitik, Umwelt- und Technologiepoli-
tik, Wohnungs- und Stadtebau, Agrarpalitik und
Lebensmittelhygiene, Bildungspolitik—miissen
aufpréventive Ziele verpflichtet werden.

Eine umfassende Vorsorgestrategie umfaft
aberauch die Mobilisierung der Biirger und die
Starkung sozialer Beziehungen (soziale Netz-
werke), denen eine bislang unterschétzte Be-
deutung fir die Gesundheitsférderung und die
Krankheitsbewdltigung zukommt. Solidarische

Gesundheitspolitik betrachtet den ei \

Gesamtverantwortung und
Prioritdtensetzung

Die Neuorientierung der Gesundheitspolitik ar-
fordert aber auch eine starkere Gesamtverant-
wortung staatlicher Instanzen, insbesondere
der Parlamente. Diese Gbergreifende Verant-
wortung sollte durch eine regelméﬁige und sy-
ster ische Gesundh berich

durch eine politisch verbindliche Ziel-und Auf-
gabenplanung sowie Prioritdtensetzung, die
Ober die Einzelinteressen hinausreichen, wahr-
genommen werden. Auf der Basis der Gesund-
heitsberichterstattung sollen zu diesem Zweck
mitteliristige Gesundheitsbudgets, die die er-
wilnschte Entwickiung auch in quantifizierten
GrdBen angeben, erstelitwerden. Den Akteu-
ren des Gesundheitswesens - insbesondere
den Sozialversicherungen und den Leistungs-
anbietern - sollen diese Daten eine politisch
verbindliche Orientierung geben.

nichtnur als Objekt gesellschaftlicher Prozes-
se, sondern auch als aktiv Hande!nden, der
durch Mobilisierung seiner Fahigkeiten allein
oder gemeinsam mit anderen drohende Scha-
digungen verhindern aderinden Falgen abmil-
dernkann.

Der dffentliche Gesundheitsdienst muB sich
verstérkt auch dem Schutz der Gesundheit vor
den zunehmenden Umwsligefahren zuwen-
den. Um seine vielfaltigen Aufgaben erfillen zu
kdnnen, ister personell und sachlich entspre-
chend auszustatten.

Biirgerniihe und Patientenorientierung

Deshalb istdie Birgernhe, Patientenorientie-
rung und Mitbestimmung der Betrofienen sine
ichtige Zi 1g fiir die Neuorien-
tlerung. Insbesondere aut der Grtlichen Ebene
miissen die sozialen und gesundheitlichen Ver-
sorgungssysteme so integriert werden, daB
Selbsthilfegruppen gestatzt und mit der Selbst-
verwaltung stirker verzahnt werden. Die Mitbe-
stimmung der BOrger bei Planung und Volizug
soilte institutionalisiert werdon. Durch Gesund-

Medizinische Vi g Kturen
weiterentwickeln

Die Leistungs- und Organisationsstruktur des
Gesundheitswesens muB durch eine Integra-
tion der Einrichtungen den Erfordarnissen einer
humanen Patientenversorgung angepaBt wer-
den. Dazu gehért insbesondere die Verzah-
nung von ambulanter und stationérer Diagno-
stikund Therapie, Qualitdt und Kontinuitatder
Versorgung chronisch Kranker diirfen nichtan
starren Abgrenzungen zwischen einzelnen
Teilen des medizinischen Versorgungssystems
oder unzureichender Zusammenarbeit der Ver-
sicherungstréger scheitern. Die gesamte medi-
Zinische und gesundheitsbezogene soziale
Versorgung muf durch furktionelle und soweit
mdglich organisatorische Beziehungen mitein-
ander verflochten werdan.

Die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der me-
dizinisch-sozialen Versorgung solite durch
MaBnahmen der Qualitéitssicherung nach ein-
heitlichen Prinziplen gewahrieistet werden. Dia-
gnostik und Therapie in der ambulanten Versor-
gung haben den Vorrang primérérztlicher (ins-
besondere aligemeindrztlicher) Dienste 2u be-
ricksichtigen. Diese soliten sich soweit wie
mbglich auf fiiichenverbindende Gruppenpra-
xen stiitzen, in denen auch z. B. SOzmlnrbohor




C. Gesundheit

2. B. durch die Verkniipfung von Pauschal- mit
Leistungskomp! iten, zureformieren.

gierung unverziglich voranzutreiben. Dabeiist
eine gemeindenahe Versorgung im stationa-
ren, teilstationédren und ambutanten Bereich mit

Die Pasition und die Qualititder al! indrzt-
lichen Versorgung solleninsbesondere durch
eine Reform der Ausbildung, durch eine gesetz-
liche Weiterbildungspflicht und durch MaBnah-
mender Bedarfsplanung gestédrktwerden.

Die stationére Versorgung muB nach Lei-
stungsstufen bedarfsgerechtgegliedertsein.
Teilstationare Einrichtungen miissen verstarkt
geschafien, vorstationire Diagnostik und
Nachsorge miissen erméglicht werden, auch
umdie Verweildauerim Krankenhaus zu ver-
kiirzen. Der Kommerzialisierung und Privatisie-
rungvon Krankenhausleistungen ist entgegen-
zuwirken. Die L&nder miissen ihrer gesetzli-
chen Verpfiichtung zu einerausreichenden In-
vestitionsfinanzierung nachkommen. Um eine
humane Patientenversorgung zu gewahrlei-
sten, muBl Pil onalin ang

Quantitit und Qualitét zur Verfiigung stehen,
Der Abbau {iberkommener hierarchischer
Strukturen im Krankenhaus ist notwendig, um
die Verantwortungsbereitschaft des Kranken-
hauspersenals zu erhhen.

Zur Gewdhrleistung einer sicheren, therapeu-
tisch wirksamen undwirtschaftlichen Arzneimit-
telversorgung fordert der DGB insbesandere:

— Die Verschirfung des Wirksamkeitsnach-
weises bei der Zutassung von Arzneimitteln, .

— eine neutrale, herstellerunabhéngige Arznei-
mittelinformation durch ein Bundesinstitut fiir
Arzneimittelforschung und -information,

- einefiirdie &rztliche Versorgung verbindliche
Empfehlungsiiste in Verbindung mit gesetz-
lich vorgeschriebenen Preisverhandiungen
zwischen Krankenkassen und den Herstel-
lern von Arzneimittein. Die bisher entwickel-
ten Ansiitze (z. B. Preisvergleichsliste, Nega-

. tiviisten, Festbetrage) sind entsprechend zu
erweitern und zu infegrieren, 5

— Arzneimitiethdchstbetriige im Rahmen der
Gesamtverglitung fir Arzie, d. h. eine unwirt-
schaftiiche Verordnungsweise solite
Gesamthonorarsummen mindern.

)

einem fiichendeckenden Angebot an erforder-
lichen Einrichtungen und Diensten sicherzu-
stellen. Ziel sind die weitgehende Integration
der psychisch Kranken in die Gesellschaft so-
wie die Gleichstellung von psychisch Kranken
mitden kdrperlich Kranken in Behandlung und
Rehabilitation. Zur Finanzierung der erforderli-
chen MaBinahmen miissen Sozialversiche-
rungstrager und offentliche Hand zusammen-
wirken. Anzustreben sind dabei Formen einer
regionalen Fondsfinanzierung.

Die soziale Absicherung des Risikos der Pfle-
gebediirftigkeit bedarf dringender Verbesse-
rungen. Durch das SGB V wurden den Kran-
kenkassen neue Leistungen iibertragen: die
Unterstiitzung der hauslichen Pflege Schwer-
pliegebeduritiger, medizinische und ergénzen-
de Leistungen zur Rehabiitation, um Pflegebe-
diirftigkeit zu vermeiden oder zu mindern.

Dadie gespaltene Zustindigkeit zwischen am-
bulanter Versorgung und Versorgung in Pflege-
heimendas Erreichen der praventiven und re-
habilitativen Ziele behindern kann, sollten die
Krankenkassen auch die Pilegekosten in Pfle-
geheimen Gibernehmen. Die investitionskosten
sollten von der &ffentlichen Hand getragen wer-
den, die Unterbringungs- und Verpflegungsko-
stenin Form einer Pauschale von den Pfiege-
bedrftigen. Damitkann gewahrieistet werden,
daB Pflegebedurfligkeit nicht mehr zu Sozialhil-
feabhéngigkeit fihrt. Kie Krankenkassen erhal-
ten einen BundeszuschuB in Héhe von 50 %
ihrer Aufwendungen bei Pflegebediirftigkeit.
Der Bund Gberimmt die Beltrige zur Renten-
versicherung fir die Pllegepersonen, die we-
gender Pliege nicht erwerbstatig sein kdnnen.

Im Rahmen eines Gesamtkonzepts auf der Ba-
sis des Sachleistungsprinzips ist insbesondere
ein differenziertes, bedarfsgerechtes Angebot
2ur Prévention, Rehabilitation, Bshandiung und
Pflege sicherzustellen. Dazu gehdrt der Aut-
und Ausbau eines Netzes ambui 1 -
scher und sozisier Dienste sowie der Ausbau
telistationdrer und anderer srglnzender Ein-
W.F&ﬂmwm

Pheg gen sind verbir
che Standarde zu entwickein.

Rehabilitation und Entsch- digung

Die Herstellung der Chancengleichheit, die
rechtzeitige Einleitung von Rehabilitationsmag-
nahmen, die Bereitstellung von nachgehenden
MaBnahmen zur Sicherung des Rehabilitati-
onserfolges, die Koordination und Kooperation
iminstitutionellen Bersich sowie die sinnvolie
Verzahnung kurativer und rehabilitativer Medi-
zinmizssen Schwerpunkte der Selbstverwal-
tungsaktivitaten sein.

Neben einer zielgsrichteten Planung und
Steuerung der Rehabilitation ist die versicher-
tennahe Zusammenarbeit zwischen Sozialver-
sicherung, Gesundheitswesen und Arbeitswel
eine derwesentlichen Voraussetzungen fiir die
Umsetzung gewerkschaftlicher Forderungen.

Nichtimmer kann durch Rehabilitationsmag-
nahmen die Wiedereingliederung Behinderter
indas Erwerbsleben erfolgreich abgeschlossen
werden. In diesen Fallen bzw. dann, wenn das
vor Eintreten der Behinderung erzielte Erwerbs-
sinkommen auch mitder neuen Erwerbstatig-
keit nicht erzielt werden kann, muB eine Geldlei-
stung den gesundheitsbedingten Einkommens-
verlustausgleichen,

Das derzeltige System des Berufs- und Er-
werbsunféhigksitsrechts wird seiner Aufgabe,
beigesundheitsbedingter Leistungsminderung
einen Ausgleich herbeizufiihren, nicht gerecht.

Notwendig ist daher eine Reform des Berufsun-
fahigkeitsrechts mit dem Ziel, gesundheitsbe-
dingte dauerhafte Einkomme nsminderungen
und-verluste durch Leistungen der gesetzli-
chen Rentenversicherung auszugleichen.

Die Krankenversicherung weitersntwickein,
den Solidarausgleich realisieren

Die Strukturen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung miissen den gesellschaftiichen Ande-
rungen und den gesundheitspolitischen Aufga-
ben entsprechend angepaBt werden. Vordring-
lich ist dabei die Riicknahme der mit dem
GRG* erfoigten Lei erungen.
Dardber hinaus ist die Herstedung und Siche-
fing des solidarischen Prinzips eine dringend
2uibeende Avigabe. Dazu gehdrt die Authe-
bung der Versicherungspllicivigrenze, die Ver-
aller Beachiiftigungsverhiiit

sicherungepficht 3
nhu.domm;qdofBoermeouungs-

grenze und ein Risikoausgleich zwischen den
Kassenund Kassenarten. Zu den ausgleichsfa-
higenTatbestéinden zihleninsbesondere dig
Grundlohnsumme, die Altersstruktur, die Fami-
lienquote sowie gegebenentalls besondere Ri-
sikogruppen, die von diesen Ausglsichstatbe-
standen nichterfaGitwerden. Der Ausgleich ist
sozugestalten, daB keine Anreize zu unwirt-
schaftlichem Verhalten geschaffenwerden. Die
rechtliche Unterscheidung zwischen Arbeitern
und Angestellten ist aufzuheben. Aber auch un-
abhéngig davon sind Arbeiter mitden Ange-
stellten in bezug aut die Mdglichkeit der Kas-
senwahl gleichzustellen. Der Risikoausgleich
isthierbei unverzichtbare Voraussetzung.

ZurWahrnehmung der gesundheitspolitischen
Verantwortung, insbesondere bei der Priven-
tionundderLeistungssteuerung, ist ein ge-
meinsames Handeln der Krankenkassen erfor-
derlich. Dazumissen aufallen Ebenenfiiralle
Kassenarten gemeinsame Gremien mit Ent-
scheidungskompetenz nach dem Selbstverwal-
tungsprinzip geschaffen werden. Der Medizini-
sche Dienstder Krankenkassen st zu einem
qualifizierten sozialmedizinischion Beratungs-
dienst zu entwickeln.

Selbstbeteiligung, Kostenerstattung und die
Einfiihrung von Karenztagen werden vom DGB
abgelehnt.
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D. Familie

' 1.” Famiflenpolitik als Tell Lo
LMW C

Zielder Familienpolitik aus gewerkschaftlicher
Sichtistdie Sicherung und Férderung der Per-
sonlichkeitsentfaltung von Eltern und Kindern.
Allen Familien soll eine aktive Teilnahme am
gesellschaftlichen, kulturelien und politischen
Leben ermdglicht werden. DenKindernist—
unabhéingig von ihrer sozialen Herkunft und
den materiellen Bedingungen ihres Elternhau-

ein Hact BanCh fiirihre per-
sonliche, goistige und soziale Entwicklung zu
gewahrleisten. Kinder sollen als Partner aner-
kanntwerden und sich zu selbstbewuBten und
kritikfahigen Menschen entwickeln kdnnen, die
ihr Lebenund ihre Interessen in Salidarititge-
stalten. Esisteine stdndige, dem Auftrag des
Grundgesetzes entsprechende Aufgabe der
Familienpolitik, Voraussetzungen zur Realisie-
rungdieser Ziele zu schaffen. Die gesellschaftli-
chen Bedingungen sind so zu gestalten, daf ein
Wunsch rachKindern auch verwirklicht werden
kann und daB3 die Betreuung und Erziehung von
Kindern nicht zu sozialen und finanzieflen Be-
nachteiligungen fihrt.

EinLeben mit Kindern und Beruistatigkeit diir-
fenssich nichtgegenseitig ausschlieBen. Ent-
sprechend den sozialstaattichen Prinzipien der
Chancengleichheitund Gleichberechtigung
miissen Frauen und Manner die Chance erhal-
ten, berufiiche und familidre Arbeit miteinandar
vereinbaren zu kénnen. Dies wird den Familien
nutzen, es wird die beruflichen Chancen der
Frauen férdem und den M&nnem eine stirkere
Beteiligung an den Famitienaufgaben, insbe-

.sondere bei deerdererzsehung und der Be-
treuung r Angehdriger ermégli-
chen. Dafiir miissenin der Gesellschaft, in der
Asbeitswelt und in der Famitie Bedingungen ge-
schaffenwerden.

Zusammenlebens beschranken noch ander
althergebrachten Rollenverteilung zwischen
Mann und Frau arientieren; sie miissen partner-
schaftliches Verhalten stirken und gleicherma-
Benfiir Manner und Frauen geiten.

Familienpalitik muB zu einem Ausgleich gesell-
schaftlicher und sozialer Benachteiligungen
fihren. Deshalb hat sie sich vor allem an der
Forderung von Familien zu orientieren, die un-
ter diesen Benachteiligungen besonders zulei-
den haben. Daher diirfen die Leistungen nicht
nach dem ,Giekannenprinzip® verteilt werden,
sondern miissen sich problembezogen ausrich-
ten.

Familienpolitische Gesichtspunkte sind in allen
Politikbereichen, s insbesondere im System
der sozialen Sicherung, zu bericksichtigen.
Diesverlangt nach einer familienpolitischen
Gesamtkonzeption, die die EinzelmaBnahmen
abstimmtund integriert.

Eine auf Chancengleichheit der Kinder auf
Gleichberechtigung von Mannern und Frauen
ausgerichtete Familienpolitik wird in der Bun-
desrepublik nur unzureichend praktiziert. Die
herrschende Familienpolitik orientiert sich viel-
mehr an atthergebrachten Frausen- und Fami-
lienleitbildern und verfestigt damit die ge-
schiechtsspezifische Arbeitsteilung: Die Ver-
antwortlichkeit fiir Haussarbeit und Kindererzie-
hung wird unveriindert den Frauen (berwiesen.
Frauen werden auf dem Arbeitsmarkt in die Rol-
le der Zuverdienenden gedréngt. Durch den
steuerlichen Familienlastenausgleich werden
gerade die Familien am stérksten geférdert, die
(ber das hdchste Einkommen verflgen. Das
Ziel, allen Familien die Lebensbedingungen
und Entiaitingsmdghichkeiten zu schaffen, die
den Anforderungen siner demokratischen und
sozialen Geselischaft snisprechen, wird da-
durch in welle Ferne geriicki. An den Rand der
Geseliachaft werden sinkommensschwache
Famillen, Alsinerziehende sowie Familien mit
behinderien Kindern gedringt.

< DieErzishung der Kinder unditwe integration in
e Geeaectalt
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erweist sich als schwierig. Denn die Spannun-
genund Konflikte im geselischaftlichen Umfeld
lassen die Familien nicht unberihrt. Konfiikte
aus der Arbeitswelt, Leistungs- und Konkur-
renzdruck sowie wirlschaftliche Unsicherheit
und Abhéngigkeit verlagern sich in die Familie.
Esistvorallemdie Arbeitslosigkeit, die die Le-
bensbedingungen und -planungen der Familie
gefahrdetund familidre Konflikte hervorruft.

Dia Lebenswirklichkeit der Kinder ist zudem ge-
prégtdurch eine wenig kinderireundliche Um-
welt, durch Schulstref und Konkurrenzkampf,
durch die fortbestehenden Strukturméngel des
Bildungssystems. Durch die Riicknahme von
Bildungsteformen, durch Jugendarbeitslosig-
keitund den Mangel an qualifizierten Ausbil-
dungsplétzen werden besanders die Chancen
der Kinder der Arbeitnehmeriamilien einge-
schrankt.

Die Lebensbedingungen der Familien und da-
von abhéngig die Entwicklungs- und Entfal-
tungschancen der Kinder sind ungleich verteilt.
Die derzeitige Familien-, Sozial- und Bildungs-
politik sorgt mit datiir, daB sich diese Ungleich-
verteilung und Diskriminierungin den letzten
Jahren noch verstérkt hat. Die Kosten fir die
gesellschaftlich notwendige Betreuung und Er-
zighung von Kindern missen von den Eltern
weitgehend selbst getragen werden, sodaB der
finanzielle Spielraum und die Chancen zur Si-
cherung eines angemessenen Lebensstan-
dards um so geringer werden, je geringerdas
Elterneinkommen und je groBer die Zahl der
Kinder ist. Gibt ein Elternteil, in aller Regel sind
esdie Frauen, wegen der Erziehung der Kinder
die Erwerbstétigkeit auf oder schrénkt sie ein,
so sinken das Familieneinkommen und der Le-
bensstandard spiirbar. Das Einkommen von Ar-
beitnehinerfamilien mit mehreren Kindern liegt
héufig nur knapp oberhalb der Armutsgrenze.
Insgesamt wirkt sich ein Leben mit Kindem tiir
die Eltem finanziell nachteilig aus. Ehepaare
mit Kindern stehen sich deutlich schlechter als
Kinderiose. Betroffen sind in erster Linie die
Miltter, die ihre Erwerbstitigkeit einschriinken
oder umerbrechen miissen. Ihnen fehit nicht
nur ein eigenes existenzsicherndes Einkom-
men, sie erwerben wchkmodcmuunzum-

Nochimmeristes fiir Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer schwer, berufliche und familiare
Aufgaben miteinanderin Einklang zu bringen.
Die Ausstattung mit familienerganzenden Ein-
richtungen und sozialen Diensten zur Betreu-
ung und Erziehung von Kindern ist quantitativ
wie qualitativunzureichend. Esfehltinsbeson-
dere an Kinderkrippen, Kindertagesstatten,
Kinderhorten und Ganztagsschulen. Die Ver-
einbarkeit van Familie und Beruf wird aberauch
deswegen erschwert, weil Arbeitsorganisation
und Arbeitszeitgestaltung in den Betrieben auf
die Familienbelange so gut wie keine Riicksicht
nehmen. Die Zeit- und Bedrfnisstrukturvon
Kindern folgt aber nicht der Ratianalitat und
Rentabilitit eines Betriebes.

Familienaufgaben werden nach wie vor fast
ausschlieSlich vonden Frauen erbracht. Das
fiihrt dazu, daB Arbeitnehmerinnen zugleich fiir
Haushalt, Kindererziehung und aftmals auch
Pilege &lterer Menschen verantwortlich sind
und dadurch Konfiikten und Uberbelastungen
ausgesetzt werden. Diese Mehrfachbelastung
birgtdie Gefahr gesundheitiicher Schadenin
sich.

Durch all diese Schwierigkeiten und Belastun-
gen werden viele Frauen zur sozial ungeschitz-
ten Unterbrechung oder Einschrankungihre Er-
werbstitigkeit gezwungen. Die Arbeitschancen
der Frauen wie auch ihr beruflicher Aufstieg
werden dadurch erheblich beeintrachtigt.

Familienpolitische Hilfen sollen die Erzishungs-
tatigkeit der Eltern unterstiitzen und erganzen.
Sie sollen gezielt und individuell férdern und
Chancenungleichheiten abbauen. Vordringlich
z#hit dazu die Neuordnung des Familienlasten-
ausgleichs. Der gegenwértige Familienlasten-
ausgleich mit dem Nebeneinander von Kinder-
geld und Steuererieichterungen gewahrieistet
nicht, daB fir alle ein angemessener Lebens-
standard gesichert wird, Das Kindergeid ist2u
niedrig, wird nicht automatisch an die wirt-
schattliche Entwickiung angepaBt und richtet
sich nicht nach der Bedarfsiage der Familien.
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sohoher aus, je hher das Einkommenist. Es
istaber nichtzu akzeptieren, daB ein Kind der
Staatumsomehr,wert“ist, je mehrdie Eltern
verdienen.

Die Gewerkschaftenfordern deshalb die Ab-
schaffung der Kinderfreibetrage und treten fir
ein Kindergeldsystem ein, das gleiche Entwick-
lungs- und Entfaltungschancender Kinder er-
méglicht. In diese Neuregelung des Kindergel-
des muB das gegenwartige Erziehungsgeld ein-
gehen, Wesentliche Prinzipien fiir eine Neuge-
staltung des Kindergeldsystems sind:

— DasKindergeld orientiert sich an dentat-
séchlichen Mindestkosten fiir die Betreuung
und Erziehung eines Kindes.

— Die jeweilige Hohe des ausgezahiten Kinder-
geldes richtet sich nach der Hohe des Ein-
kommens der Etern. Dabei werden Einkom-
mensgrenzen eingefihrt, die bei hdheren
Einkommen eine gleitende Absenkung des
Kindergeldes bis zu einem Sockelbetrag, der
allen Eltern zusteht, ermoglichen.

— Die Einkommensgrenzen milssen so bemes-
sen sein, daB auch mittlere Einkommens-
gruppen rioch angemessene Kindergsidiei-
stungen erhalten und daB die Berufstatigkeit
beider Ehepartner nicht zu Benachteiligun-
genfihrt.

— Die Kindergeldleistungen und dabeiinsbe-
sondere die Elnkommensgrenzen sindzu dy-
namisieren.

~ Das Erziehungsgeid, das heute nur denjeni-
gen gezahit wird, die itwe ErwerbstAtigkeit
reduzieren oder ganz aufgeben bzw. die vor
. der Geburtihres Kindes nicht erwerbstiitig
waren, mubB allen Eitern gewdihrt werden, un-
abhangig davon, ob die Berecitigten er-
werbstiitig sind oder nicht. Das Erziehungs-
goiqdufniduaufdnmwmchduge%d an-
gon'dmwudon

Dmehmaoounzmg und perspekdiviach
die Abschaffung —dé.s Ehegatienspitings im
Steusrrecht kann zur Finanzierung dieser fami-
lienpoliechen Leisiungen beigeiragen werden.
Esist nicht linger zu begrinden, warum hohe
Steusrvorielis allein wegen der Ehe, viligun-

. abhdingig davon, ob Kinder zu versorgen sind,
sntsishen und warum disse Vortells um so -
her austalier:, js hher das Einkommen des oi-
»

nen Partnersistund je weniger der andere ver-
dient. Sozial-und Familienpolitik miissen sich
aufdie Férderung ven Kindern konzentrieren
und nichtlanger auf die Férderung der Ehe.

Jedes Kind hat unabhéngig von den finanziellen
Mdglichkeiten seines Elternhauses gemas sei-
ner Neigung, Eignung und Féhigkeit ein Recht
auf Bildung und Ausbildung. Kein Kind darf we-
gen fehlender finanzieller Mittel zum Verzicht
aufden Besuch einer weiterfiihrenden Schule,
einer Volizeitschule oder aufdie Aufnahme ei-
nes Studiums gezwungen werden. Soweit
Schiilern oder Studenten die firihren Lebens-
nterhalt und die Ausbildungskosten erforderli-
chen Mittel nicht zur Verflgung stehen, muB
Ausbildungsférderungin Form von Zuschiissen
inkostendeckender Hohe geleistet werden.
Durch die weitgehende Abschaffung der Schi-
lerausbildungsférderung sind diese Ziele grob
verletzt worden. Damit eine weiterflihrende
Ausbildung nicht zum Privileg einkommensstar-
ker Eltern wird, muB die Schiiler-Forderung wie-
dereingefiihrt werden. Zuriickzunehmen ist
auch die Umstellung der Studienférderung auf
Volldarlehen, die Arbeitnehmerkinder und be-
sonders Madchen im Hinblick auf den Schul-
denberg von der Aufnahme eines Studiums ab-
schrecken l4Bt. Die derzeitigen Freibetrdge und
Bedarfssatze der Ausbildungstdrderung sind
anzuhseben und zu dynamisieren. Da die steu-
erlichen Ausbildungsfreibetriige besonders die
Familien mit hohen Einkommen beglnstigen,
sind sie abzuschaffen. Die freiwerdenden Be-
tréige milssen zur Verbesserung der Ausbil-
dungsfbrderung verwandt werden.

Die Erwerbstitigieit muB mit den Anforderun-
gender Familien, insbesondere mit der Erzie-
hung der Kindex, in Einkiang gebracht werden
kdnnen. Dies muB gieichermaBen fiir cie M&n-
ner wie i die Frauen gellen. Eine partner-

schaliche familiiire Arbeiteteliung zwiechen

Arbeiteteliung
Menn und Fraw, die sinen BewuBtesing- und
<+ Verhallenawandel

erfordertund dle ge-
schischisbezc.gene Rollenzuwsieung Oberwin:
det, lat unumginglich. Kindor braiichen 10rihzd
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Entwickiung nicht nur ihre Miitter, sondern glei-
chermaBen auch ihre Vater.

Damit die Betreuung und Pflege des Kindesin
den ersten Lebensjahren mdglich ist, chne Be-
rufund Arbeitsplatz aufgeben zu miissen, for-
dern die Gewerkschaften, den Erziehungsur-
laub nach dem Erziehungsgeldgesetz durch ei-
nen dreljghrigen Elternurlaub zu ersetzen, in
dem

- das Arbeitsverhéltnis nicht gekUndigt werden
darf,

— gin Efternurlaubsgeld in Hohe des Arbeitslo-
sengeldes und

~ Beltrage zur Kranken-, Renten- und Arbeits-
losenversicherung aus 6ffentlichen Mitteln
zu zahlen sind.

Dieser Elternurlaub wird in Form eines Zeitkon-
tos zur Verfiigung gestelit und kann von Mutter
oder Vater bis zur Vollendung des 6. Lebens-
jahres des Kindes in Anspruch genommen wer-
den. Der Anspruch beinhaltet gegebenenfalls
auch Teilzeitfreisteliung mit sozialer Absiche-
rung, wobei der Anspruch auf den Vollzeitar-
beitsplatz srhalten bleiben muB.

Durch Sozialleistungen atlein 148t sich das Pro-
blem der Vereinbarkeit von Beruf und Familie
nichtidsen, Um s den Frauen wie Mannern zu
ermdglichen, vondertraditionelten Rollenver-
teilung abzuweichen und sichin beiden Le-
bensbereichen zu engagieren, kommt es ent-
scheidend daraufan, auch die Arbeitsumwelt
familienorientiert zu gestalten. Das heiBt vor al-
lem:

— Die Arbeitszeitist zu verkiirzen, Gerade fr
Arbeitnehmerinnen und Arbeltnehmer mit
Familienpfiichten istdie Verkiirzung der tigli-
chen Arbeitszeit wichtig, da sie wesentlich zu
einer gleichgewichtigeren Verteilung der Auf-
gaben zwischen Erwerbsarbeit und Familie
beitragt.

—~ Beider Fubo‘zung der Lage der tiglichen

nehmern mit Kindern ein Rechtsanspruch
aufarbeis- und sozialversicherungsrechtlich
geschiitzte Teilzeitarbeit an ihrem Arbeits-
platz mitder Riickkehrmdglichkeit zur Vall-
zeitarbeit einzurdumen.

Die bisherige Maglichkeitder Freistellung zur
Pflege von erkrankten Kindemim Alterbis zu 8
Jahrenistauf Kinder im Alter bis zu 14 Jahren
auszudehnen und auf 2 Wochen jahrlich zu er-
weitern.

Familienpolitische MaBnahmen sollen die Er-
ziehung durch die Eltern unterstiitzen und er-
génzen. Dafiirbedarf es eines breitgetacherten
Angebots an sozialen Hilfen, Dienstieistungen
und Einrichtungen. Fiir alie Kinder muB ein aus-
reichendes und bedarfsgerechies Angebotan
familienergdnzenden Einrichtungen bereitge-
stelitwerden. Derunverandert grode Mangel an
Einrichtungen 2ur ganztagigen Betreuung von
Kindern, wie Kinderkrippen, Kindergarien, Kin-
dertagesstatten, Kinderhorte ist endlich zube-
heben. Aufibire Inanspruchnahme muB ein
Rechtsanspruch eingerdumtwerden. Auch fiir
Kinder unter drei Jahren istdie Betreuungin
guten familianerganzenden Einrichtungen fiir
die Persdnlichkeitsentwicklung térderlich, dies
insbesondere im Hinblick auf die veranderte Le-
benssituation der Kleinfamilien. Die familiener-
ganzenden Einrichtungen miissen wohnge-
bietsgebunden und leicht erreichbar sowie aus-
reichend mit pAdagogischen Fachkraften be-
setzt sein, um die bestmdgliche Forderung der
Kinder zu gewahrleisten. Die Offnungszeiten
miissen sichnach Mdglichkeitden Berufszeiten
der Etern anpassen.

Weiche Betrauungsmiglichieiten in der kon-

kreten Situation und Entwicklungsstufe ihres
Kindes Eltemn vorziehen, muB lmhrorEntschcl
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Notwendig ist weiterhir, der Ausbau von Fami-
lien- und Erziehungsberatungsstellen, die Be-
reitstellung von Angeboten zur Elternbildung
und auch zur Familienplanung. Insgesamt sol-
len diese Einrichtungen stérker als bislang auf
die besonders benachteiligten Familien bzw.
Eltern ausgerichtet werden.

_ 6. Familien ausléndischer
 Arbeitnehmer,.

Auchin der Familienpolitik darf nicht nach Deut-
schen und Ausléndern unterschieden werder.
Der Familiennachzug fir Enegatten und min-
derjahrige Kinder auslandischer Arbeitnehmer
istzu sichern. Fristen fiir das Bestehen der Ehe
als Voraussetzungen fiir den Ehegattennach-
2zug werden abgelehnt. Ehegatten und Kinder
auslindischer Arbeitnehmer missen ein eigen-
sténdiges Aufenthaitsrechibekommen.

.

. dor Labensbedingungen
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Infortigeschrittenen Industriegesellschaften ge-
winnt die dritte Lebensphase zunehmend an
Bedeutung. Infolge der gestiegenen Lebenser-
wartung erraichen immer mehr Menschen ein
hoheres Atter. Durch den Ausbau des Alterssi-
cherungssystems und die Flexibilisierung der
Altersgrenzen kinnen viele Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer nach Beendigung ihrer Be-
rufstétigkeit einen erfGliten Ruhestand erleben.
Es muB aber auch dafiir Sorge yetragen wer-
den, daB altere Menschen aktiv und gleichbe-
rechtigt am gesellschaftlichen Lebenteilhaben
und sich entsprechend ihrenindividuellen Be-
diirfnissen und Neigungen entfaiten knnen.
Jeder muB ungeachtet seines Lebensaltersin
die Lage versetzt werden, so lange wie méglich
und gewiinscht unabhéngig und eigenstandig
zuwohnenund zu leben.

Entfaltungsspielrdume und die Maglichkeit zur
selbstéandigen Lebensflhrung dlterer Men-
schen werden ganz entscheidend durch ihren
Gesundheitszustand geprégt. Im Alter nimmt
das Risiko 2u, (chranisch) zu erkranken. Pflege-
bediirftigkeitist vor allemin Problem der lteren
Generation. Gerade fur altere Menschen ist
deshalb ein ausgebautes, differenziertes Netz
an sozialen, pilegerischen und medizinischen
Dienstleistungen und Einrichtungen unverzicht-
bar.

Ein ausrsichendes Alterseinkommen ist die
grundlegende Voraussetzung, um unabhéngig
und angemessen leben und wohnen zu kdn-
nen, soziale Kontakte anzukntipfan, auf-
rechtzuerhalten die Freizeit aktiv.:) gestalten.
Das Einkommen muB deshalbdie B{;ibehaltung
des erreichten Lebensstandards ermdglichen.
Die Leistungen der Alterssicherung haven
Lohnersatzfunktion.

Die hierzu erforderlichen etwa 950 v. H. des ver-
fiigbaren [Zinkommens eines vergleichbaren
Erwerbstatigen kdnnen gegenwiirtig nur er-
reicht werden, wenn neben einesflegelversor-
guing noch eine entsprechende zusétzliche Al-
tersversorgung zur Verfilgung steht. Die Lei-
stungen der betrieblichen Altersversorgung er-

fiillen diesen Anspruchinder Regel nicht, zu-
mal sie sehrunterschiedlich gestaltet sind. Vie-
le Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer inder
Privatwirlschaft—insbesondere Frauenund Be-
schaftigte in Klein- und Mittelbetrieben—erhat-
tennur niedrige oder Uberhaupt keine Betriebs-
renten.

Fssind auch Uberwiegend Frauen, deren Af-
tersrenten aus der gesetzlichen Rentenversi-
cherung unzureichend sind und oftmals noch
unterhalb der Armutsgrenze liegen. Die Be-
nachteiligung von Frauenim Berufsleben wie-
derholtundverscharft sichim Alter. Da Frauen
wegen der Kindererziehung oder der oftjahre-
langen Pflege von hilfebediirftigen Familienan-
geharigen ihre Berufstatigkeit unterbrechen
oderaufgeben missen oder nurteilzeitiger-
werbstétig sein kdnnen, weistihr Versiche-
rungsverlauf in aller Regel erhebliche Licken
auf. Fiir die niedrigen Frauenrenten sind dar-
Uberhinaus die niedrigen Fraueneinkommen
verantworllich, die unverdndertdie Erwerbsla-
geder Mehrzahl der Frauen charakterisieren.

I
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Durch den Geburtenrickgang wie auchden An-
stieg der Lebenserwartung werden sichinden
néchsten Jahrzehnten —vor allem abdem Jah-
re 2010-erhebliche Verschiebungenim Alters-
aufbau der Bevlkerung ergeben. Einer wach-
senden Zahl von Rentnern wird eine abneh-
mende Zahl von Beitragszahlermn gegeniiber-
stehen. Probleme ergeben sich aber nichtnur
fiir die Rentenversicherung, sondern fiir alle Al-
terssicherungssysteme. Inder Beamienversor-
gung z. B., wird einer wachsenden Zahlvon
Pensiondren eine sinkende Zahl von Steuer-
2zahlern gegentberstehen.

Internationale Wanderungsprozesse und sich
4ndemndes Erwerbsverhalten kdnnen aber die-
se Entwicklung erheblich beeinfilussen. Schon
deshalb besteht zu einer Dramatisierung der
Situation kein AnlaB. Ausschiaggebend fir die
Finanzierbarkeit der Alterssicterung ist vor al
lem die gesamtivrtschaftiiche Entwicklung.
Wachstum, Arbeitsprodukdivitat und Beschifti-
gung bestimmen den soziaipolitischen Finan-
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zierungsspielraum. Eine aktive Beschaiti-
gungs-und Arbeitsmarkipolitik, durch die Ar-
beitslosigkeit abgebaut und das Beschéfti-
gungsniveau erhdht wird, sowie die Anhebung
der Arbeitnehmareinkommen sind wichtigste
Voraussetzungen fir die langfristige Finanzier-
barkeit der A 1l

icherung. Zub ichtigen
sind auerdem die demographisch bedingten
finanziellen Entlastungen, die in anderen Be-
reichen des Sozialleistungssystems entstehen.

Magliche demographisch bedingte, zusétziiche
Belastungen erfordemn Konsequenzeninalien
dftentlich-rechtiichen Sicherungssystemen.
Dabeiist keine totale Anderung der Strukiuren
der Alterssicherung notig, sondern eine fangfri-
stigund systematisch angelegte Anpassung an
sichwandelnde soziale und demographische
Verhéltnisse. Wenn die Belastungen ausgewo-
genvom Bund, den Beitragszahlemundden
Rentnem/Pensiondren getragen werden, kdn-
nen die Alterssicherungssysteme die Heraus-
forderung der Zukunft bestehen, ohne daB es
71 Abstrichen am Versorgungsniveau oder zur
Preisgabe grundlegender Prinzipien kommen
muB.

Damit die Alteren Mensthen gleichberechtigt an
der wirlschaftiiche; Entwicklung teilhaben kdn-
nen, muB ihre Rente automatisch andie Ent- -

Brutiolohnanpassung tragen die Rent-
norMnToHderdﬂwaedanQenAn-

o (iber das gegenwiirtige MaB hinaus.
Des heibt aber auch, daB eine ErhShung des

Bemessungsgrundlage. Daneben kommtei-
nem Ausbau der betrieblichen Altersversor-
gung erhebliche Bedeutung zu. Digse muB des-
halb auf samtliche Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer ausgedehntwerden, unverfallbar
und dynamisch sein sowie mitden Leistungen
ausder gesetzlichen Rentenversicherung ab-
gestimmtwerden. Umdieses Ziel zu erreichen,
istden Tarifvertragsparteien auch die Moglich-
keit zu eréffnen, die Altersversorgung der Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch Zu-
satzbeitrage zur gesetzlichen Rentenversiche-
rung aufzustocken.

Die langfristige finanzielle Sicherung der Ren-
ten erfordert durchgreifende Konsequenzen auf
der Finanzierungsseite. Hierbel muB der Bun-
desanteil wieder auf ein Drittel der Rentenauf-
wendungen angehoben werden. Die Bundes-
anstalt fiir Arbeit und die Krankenversiche-
rungstriger raiissen fiir ihre Leistungsempfén-

gerbzw.Ki jeldbezieher Beitrage ent-
sprechend den vorherigen Bruttoentgelten an
die Rentenversicherung zahlen. Arbeitslosig-
keit und Krankheit diirfen sich nicht auch nach
in niedrigen Renten niedarschlagen.

Die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit der Un-
ternehmen muB fir die Rentenversicherung
besser nutzbar gemacht werden als bisher.
Dies kann durch einen zusétzlichen Arbeitge-
berbeitrag auf der Basis der Wertschdpfung er-
folgen. Dieser Wertschdpfungsbeitrag bemift
sich an der tatsachlichen wirtschafttichen Lei-
stungsfihigkeit der Untemehmen und zieht da-
mit vor allem die Untemnshmen zur Finanzie-
rung heran, die kapitakintensiv produzieren
bzw. hohe Gewinne erwirtschaften und ver-
mehyt rationalisieren.

Soweit Nicht-Arbeitnehmerinnen und Nicht-Ar-
beltnehmem der Eintritt in di gesetzliche Ren-
lenversicherung ermdgiicht wird, hat dies zu
mmwmmwm
und Arbeitneh zuodoben

Das gegenwartige System der Altersgrenzenin
der Rentenversicherung ermaglicht es den Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern, differen-
ziertnach unterschiedlichen Lebens- und Ar-
beitsbedingungen, den Ubertrittin den Ruhe-
stand in einer gewissen Bandbreite selbstzu
bestimmen. Sie kbnnen damit auf die alterstypi-
schen beruflichen wie gesundheitlichen Bedin-
gungen reagieren. Eine starre Altersgrenze
wiirde den gewonnen Freiheitsspielraum wie-
derbesesitigen. Die Gewerkschaften widerset-
zen sich daher einer Heraufsetzung der Alters-
grenze auf 65 Jahre. Dies auch dann, wenn
Altersrenten vor dem 65. Lebensjahr nurunter
Inkaufnahme erhebticher Rentenabschlédge
madglich sind. Hiervon kénnten nur Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer Gebrauch ma-
chen, die nicht ausschlieBlich auf ihre gesetzli-
che Rente angewiesen sind. Vor allem Frauen
mitihren durchschnittlich niedrigeren Renten-
anspriichen sowie einerfehlenden Zusatzver-
sorgung wéren dann zu einer Verlangerungih-
rer Lebensarbeitszeitgezwungen.

Die Heraufsetzung der Altersgrenzen wird auch
nichtdie erwartete finanzielle Entlastung der
Rentenversicherung bewirken. Die meisten
Versicherten erreichen auch die heute noch
niedrigeren Altersgrenzen nicht. Sie scheiden
schon frilher durch Berufs- oder Erwerbsunfa-
higkeit, Arbeitslosigkeit cder vorzeitigen Tod
aus dem Erwerbsleben aus.

Der Schiiissel fiir eine Anhebung des tatschii-
chen Rentenzugangsalters liegtdeshalbin den
Betrieben. Auch fir dltere Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer milssen eignungs- und lel-
stungsgerachte attrakive Arbeitspliitze angebo-
ten werden. Gesundheitsgerechte Arbeitshe-
dingungen fiir alle Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer schatfen Voraussetzungen daflr,
auch bis ins hdhére Alier hinein erwerbstitig zu
sein,

Ein schrittweises Ausscheick demEr-
worbdobu\.mdufchVﬂbhdmavonTﬂ-

zeitarbeit mit
Dcmltknmdnabmphr
Ubergang in den Ruh vermieden und ei-

realimahliche Gewthnung an die sich andemn-
denLebensbedingungen erreicht werden.

Die gewerkschatfilichen Zielvorsteliungen ertor-
dem eine fortschrittliche Harmonisierung der
Systeme der Alterssicherung. Diese Harmoni-
siarung muB sich dabei sowohl auf die Leistun-
genals auch auf die Mittelaufbringung erstrek-
ken.

Esliegtim Interesse aller Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer, Sicherungsniveaus, die sich
anderim Programm formulierten Zielsetzung
orientieren, zu erhalten und Benachteiligungen,
die sichin den verschiedenen Alterssiche-
rungssystemen ergeben, zubeseitigen.

Deswegendart sichdie Harmonisierung nicht
anden schlechteren Regelungen des jeweils
anderen Systems orienieren und nichtals In-
strument zu K2rzungen der Erwerbs- und Al-
terseinkommen mibraucht werden. Dabei
héngtdie Einbeziehung der Beamtenversor-
gungindie fortschrittliche Harmanisierung der
Alterssicherungssysteme eng mit Forderung
nach einem an einheitlicher Grundsatzen
orientierten Personalrecht fir alle Beschaftig-
ten des Sffentlichen Dienstes zusammen. Die
unterschiedlichen Rechtsverhihtnisse der Ar-
beiter, Angesteliten und Beamten dirfen des-
halb aus Regelungen der Harmonisierung nicht
ausgeblendet werden. Die Beseitigung dieser
Unterschiede und die Verwirklichung eines an

* einheitlichen Grundsatzen orientierten Perso-

nalrechts, entsprechend den gt kechaftii-
chen Vorsteliungen, ist deshalb eine wichtige
Voraussetzung fir eine alle Bereiche ergreifen-
de, umfassende Harmonisierung der Alterssi-
cherung.

* Zurforischittlichen Harmonisierung der Alters-

sicherungssysteme kommen bereits jetzt —und
zwar aufder Basis des derzeit geftenden
Rechts— folgondeMmenauiderLel-
stungs- und Beitragssete in Betracht, die vom
Gesetzgeber ziigig angepackt werden soitten:
~ Angleichung Be gsgrundiage for
3




F. Armut vermeiden-—

Alterseinkommen in Richtung auf eine Orien-
tierung am letzten oder giinstigsten Erwerbs-
einkommen;

Angleichung der Zuverdienstgrenzen bei
vorzeitigem Leistungsbezi;

— Angleichung des Rechts der Rehabilitation
zur Verhinderung von Frihinvaliditat oder
vorzeitiger Pensionierung;

nachteilsfreier Ubergang zwischenden Sy-
stemen der Alterssicherung. Dazu gehort
zum einen die Nachversicherung deraus
dem Beamtenverh3itnis ausscheidenden
Beamten nicht nurin der gesetzlichen Ren-
tenversicherung, sondern auchin der Zu-
satzversorgung des dffentlichen Dienstes.
Bei Begriindung eines Beamtenverhaitnis-
ses nachdem versicherungspflichtigen Be-
schaftigungsverhéitnis gehdrt dazu die vor-
zunehmende Ubertragung der Anspriiche
ausder gesetzlichen Rentenversicherung
auf die Beamtenversorgung unter Uberwei-
sung der Beitrdge an den Dienstherrn. Die
bisher zuriickgelegten Beitragszeiten zahlen
dannals fuhegehalifahige” Dienstjahre. Es
gébe keinen Doppelbezug Rente/Pension
und keine Versorgungsiiicken mehrund die
viel kritisierte Anrechnungsvorschriftdes

§ 55 Beamtenversorgungsgesetz wiirde da-
mit (berfliissig.

Was die Finanzierungsseite anlangt, so kommt
eine Harmonisierung der ilittelaufbringung mit
einer sichtbaren Eigenbeteiligung der Beamten
ander Finanzierung ihrer Alterssicherung durch
Beitrage wie in der Rentenversicherung der An-
gestellten und Arbeiter (also mit dem gleichen
halben Beitragssatz bis zur Beitragsbemes-
sungsgrenze) nur dann in Betracht, wenn die
Einfihrung dieser Eigenbeteiligung mit einer
entsprechenden vorherigen Aufstockung der’
Bruttobeziige verbunaen wird. Spatere Ande-
rungen des Beitragssatzes in der Rentenversi-
cherung wirken sich bei den Beamten ebenso
aus wie bei den Versicherien der Rentenversi-
cherung. Dadurch wird sichergestelt, dafi sich
die Nettoeinkommeniir alle Beschaftigien-
gruppen im dtfentlichen Dienst im gleichen Um-
fang entwickein.

Die in den Tarifvertrligen der Gewerkschaften
des Offentlichen Dienstes vereinbarte Zusatz-
versorgung der Arbeiter und Angesteltenim
26
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dffentlichen Dienst darf ebensowenig Gegen-
stand gesetzlicher Eingriffe sein wie die tarifver-
tragliche Ausgestaltung der betrieblichen Al-
tersversorgung im Bereich der privaten Wirt-
schaft. thre Regelungist allein Sache der Tarif-
pariner.

Sozialhilfe reformieren

Die Systeme der sozialen Sicherung kénnen
allein Armutnicht vermeiden. Durch den Sozial-
abbauist der Kreis derer, derdurch die Ma-
schen der vorgelagerten (Ver)Sicherungsinsti-
tutionen f&llt und Sozialhilfe beantrager muB,
sténdig gréBer geworden. Die Neue Armutbe-
trifft vor allem Arbeitslose, aber auch éltere
Frauen, Alleinerziehende und kinderreiche Fa-
milien.

Angst vor der sozialen Kontrolle, vor einer
Schéadigung der Familienbeziehungen und vor
dem Stigma des Versagens flihren haufig dazu,
daB die hiervan Betroffenen den Weg zum So-
zialamt scheuen. Die Unterhaltsverpfiichtung
auch zwischen volljahrigen Kindern und ihren
Eltern und umgekehrt wird zunehmend proble-
matisch.

Im Hintergrunz des Anstiegs der Empfanger-
zahlen von Soz alhilfe stehen Strukturmangel
derlohn-und beitragsbezogenen Versiche-
rungsleistungen, die dann aufbrechen, wenn
Arbeitslosigkeit fir immer mehr Menschen zu
einem Dauerzustand wird und zugleich die Zahl
ungeschiitzter Beschaftigungsverhélinisse
steigt und Niedrigeinkommen durchgedriickt
werden. Denn die Sozialversicherung gewéhrt
nur dann einen ausreichenden, oberhalb der
Armutsgrenze liegenden Schutz vor sozialen
Risiken fiir alle Burger, wenn eine sozialversi-
cherungspilichtige Beschéftigung dauerhaft
und miteinem ausreichenden Einkommen aus-
gelibt wird.

Refcrmen sind unumgénglich. Sie miissen zum
einen gezieft Armut durch den Ausbau des Ver-
sicherungsschutzes beseitigen und zum ande-
rendie Soziathilfe grundlegend neu ardnen. Es
widerspricht dem Sozialstaatsprinzip, Armutin
einemder reichsten Lander der Welt hinzuneh-
men.

Notwendig sind vor aliem geziefte MaBnahmen
im Bereich der Arbeitslosenunterstitzung und
zum Ausbau eigenstandiger Rentenanspriiche
der Frauen, denn Armut im Altar konzentriert
sichvor allem aut Frauen. Hierzu gehdren:

~ Die Anrechnung der Kindererziehungszeiten
und daran gegebenentalls anschlieBender
Zeiten der Arbeitslosigkeit fiir alle Mitter/V4-
ter,

- die Weiterfiihrung der Rente nach Mindest-

einkommen Gber das Jahr 1991 hinaus, diffe-
renziert nach Voll-und Teilzeitbeschafti-

gung,
die rentensteigernde Beriicksichligung von
Zeiten notwendiger Pilegeleistungen fiir pfle-
gebedirftige Personen,

die Herabsetzung der Geringlitgigkeitsgren-
ze auf eine Bagatellgrenze, soweit nicht nur
eine Nebenbeschaftigung neben einer versi-
cherungsfreien (Haupt)-Beschaftigung aus-
gelbtwird,

— einAusgleich fiir frihere Lohndiskriminierun-
gender Frauen,

das Wiederaufleben des durch die Heiratser-
stattung verlorenen Arbeitgeberanteilsin
Form einer pauschalierten Regelung.

Dariber hinaus soli die soziale Rentenversi-
cherung den eventuellen Anspruch auf Sozial-
hilfeleistungen priifen und diese nach Festset-
zendurch die Sozialdmterin deren Auftrag aus-
zahlen. Die Aufwendungen hierfir sind vom
Bund zuerstatten.

Voraussetzung fr eine grundlegende Neuord-
nung der Sozialhilfe istauch, daB sie sich auf
gezielte Hilfen konzentriert. Fiir die Absiche-
rung der Notlagen beitypischen sozialen Tatbe-
stinden (Pilege, Arbeitslosigkeit, Armutim Al-
ter bei Frauen) sind die dafiir vorhandenen so-
Zialen Sicherungssysteme verantworllich.

Notwendig sind unter diesen Bedingungen:

— Deutliche Anhebung und Dynamisierung der
Regelsétze bei der Hilfe zum Lebensunter-
halt,

— Begrenzung der Unterhattspflicht durch eine
Neuordnung des Unterhaltsrechts,

— Neuordnung der Finanzieung der Sezialhiife
durch angemessene Ubemahme der Sozial-
hilfekosten durchden Bund,

- sozialstaatliche Regelung der Hilfe zur Ar-
beit,

~ Umstrukiurierung der Sozialamter zu dienst-
leistungsorientierten Verwaltungsorganisa-
tionen.
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G. Anforderungen an eine

europaische Sozialpolitik

Angesichts einerunertraglich groBen Zahivon
Menschen, die in der Européischen Gemein-
schaft arbeitslos sind oderin Armut leben, muB3
dereuropdische Binnenmarktin erster Linie

desrepublik als der wirtschafilich starkste Staat
der EG mu hierbei eine besondere Fiihrungs-
rolle ibernehmen.

dazu beitragen, die Beschéftigungssituation
sowie die Arbeits-und Lebensbedingungen
der Arbeitn innenund Arbeitnehmer zu
verbessern. Beim Aufbau Europas istnicht et-
wa die wirtschaftiiche Integration, sondern der
soziale Fortschritt der Schiiisselzum Erfolg.

Bei dem bestehenden Sozialgefélle innerhalb
der EG und der unterschiedlich gewachsenen
sozialstaatlichen Strukturenisteine weitgehen-
de Harmonisierung des europdischen Arbelts-
und Sozialrechtes auf absehbare Zeitnichter-
reichbar. Der Bau eines sozialen Europas muB
als langeriristiger, dynamischer ProzeB ver-
standen werden. Zielsetzung muBes dabei
sein, daB die sozialen Errungenschaftender
sozial fortschrittlicheren Ldnder garantiertund
ausgebaut werden und denim Riickstand be-
tindlichen Regionen Méglichkeiten und Hilfe-
steflungen geboten werden, ein hoheres
Schutzniveau zu erreichen. Eine européische
Sozialpolitik muB sich auf Solidaritét, Gerech-
r:gkelt Vollbeschaft:gung und Wohistand fir
alle Arbeitneh 1und Arbeitnehmer be-
grunden.

Umeinen schrittweisen Aufbau einer européi-
schen Sozralpolmk zu ermoghchen miissen

0lg ECAY 4 werden:

Die Vorteile des Binnenmarktes kénnen durch
eine abgestimmte expansive Beschaftigungs-
politik der EG-Lander erheblich gesteigert wer-
den. Diese Chancen missen durch eine nach-
frageorientierte Haushattspolitik geniitzt wer-
den, zumal der EWG-Verirag die Konjunkturpo-
litik als eine Angelegenheit von gemeinsamem
Interesse definiert. Je mehr sich die Mitgliads-

”, ‘glaaten zu emer gemeinschaftiichen Beschifti-

verpfichten, um so eherkann Ar-
werden.
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Der Erfolg dieser MaBnahme héngt aber auch
davon ab, ab sie von verschiedenen unterstiit-
zenden arbeitsmarktpolitischen Mafnahmen
und Ausbildungsprogrammen begleitet wer-
den, die jedem einzelnen mehr Chancen auf
eine Beschaftigung erdffnen. Die Gemein-
schaftsorgane missen darauf hinwirken, da3 in
jedem Land eine aktive Arbeitsmarktpolitik be-
trieben wird, die folgende Elemente umfaBt:

— Eineflachendeckende und effiziente Gffentli-
che Arbeitsvermittlung, die ihre soziale Ve:-
mittlungsaufgabe wirksam erfilllen kann.

— Einearbeitsmarktpolitische Vorausschau,
die es ermdglicht, den zuk(inftigen Qualifika-
tionsbedarf und den Strukturwandel am Ar-
beitsmarkt moglichst rechtzeitig zu erken-
nen,

~ Berufsbildungs- und Weiterbildungspro-
gramme.

— Programme zur Schaffung von Arbeitsplat-
zen, insbesondere fir benachteiligte Grup-
pen.

Damitdererweiterten Niederlassungsfreiheit
eine Aushdhlung nationaler Schutzbestimmun-
gen droht, muB europawsit private und gewinn-
orientierte Arbeitsvermittiung ebenso verboten
werden wie Leiharbeit. Zugleich missen wirk-
same MaBnahmen zur Verringerung und Ab-
schaffung illegaler Beschéftigung EG-weit si-
chergestem und die Zusammenarbeit der Ar-
verb werden.

Im grenzeniosen Binnenmarkt ist ein gemein-
schaftiicher Bezugsrahmen erforderiich, der ein
MindestmaB an soziaistaatlicher Einheitlichkeit
enthiiit. Alen Menachen in der EG milssen da-

her die gleichen demokratischen und sozialen
Grundrechte garantiert werden. Diese Mindest-
normen miissen rechtsverbindlich im Rechtssy-
stem der EG verankert werden und dem Einzel-
nennach Ausschépfung des nationalen
Rechtsweges eine Klage vor dem Europai-
schen Gerichtshof ermdglichen. Diese Rechte
missen von dem kiassischen Grundrecht auf
Vereinigungsfreiheit iber den Kindigungs-
schutz bis zur Garantie des Mutterschutzes und
eines Mindesturlaubs reichen. Dabei mufi si-
chergestellt werden, daB glnstigere tarifliche
oder gesetzliche Regelungenin einzelnen
Staaten nichtbeeintrachtigt werden diirfen.
Den Mitgliedsstaaten mufi es auch zukiinftig
madglich sein, giinstigere Regelungen beizube-
haiten oder zu treffen.

Lebenund Gesundheit sind das héchste Gut
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. In
der EG muf} daher ein moglichst hoher Stan-
dard des Gesundheitsschutzes in der Arbeits-
umwel angestrebt werden, Eine Absenkung
des jeweils national erreichten Niveaus durch
HarmonisierungsmaBnahmenin der EG muB
ausgeschlossenwerden. Durch eine fortschritt-
liche Arbeitsschutzgesetzgebungin der Bun-
desrepublik sind Mafstébe fiir den europai-
schen Arbeitsschutz zu setzenund wirksame
rechtliche Grundiagen vor allem zur Bek&mp-
fung arbeitsbedingter Erkrankungen zu schaf-
fen.

Unabdingbarist ferner die Beteiligung der Ge-
werkschaften an der gesundheitsrelevanten
europdischen Normengebung. Dies mufi durch
einformell geregeltes Verfahren geschehen,
das dem Européiischen Gewerkschaftsbund ein
Einspruchsrechtinnerhalb angemessener Frist
einrdumt.

Zugleich missen européische Normen vor al-
lem den Schutz vor krebserzeugenden, erbgut-
veréndernden, fruchtbarkeitszersidrenden,
fruchischiidigenden, allergisierenden und zu
chronischen Erkrankungen fiirenden Einwir-
kungen inder Arbeitsumwelt sicherstellen.
dieser Politic milssen sbenso
das schrittweise Verbot besonders gefsihricher

chemischer Substanzen und anderer Einwir-
kungen sein. Hierzu zahleninsbesondera auch
gentechnologische Risiken.

Etwa 20 Prozentder Bevélkerung der Gemain-
schaftlebten Ende der 80er Jahre in Regionen,
indenendas Pra-Kopf-Einkommen 25 Prozent
unterdem Gemeinschaftsdurchschnittlag. Um
diesen Regionen einenwirtschafilichen Authol-
prozefi zu ermaglichen, muB das Beschafti-
gungswachstum hier weit Gberdurchschnittlich
gefdrdert werdan. Angesichts der notwendigen
qualitativen und quantitativen Verbesserungen
reichen die Mittel der europiischen Struktur-
fonds keinesfalls aus. Eine 6ffentliche Initiative
solite gestartet werden, die darauf abzielt, den
am meisten benachteiligten Regionen verstarkt
Finanzmittel zur Verfigung zu stellen, um spe-
zifische Programme durchfiihren und neue be-
schaftigungspolitische Aktivititen in Gang set-
zenzukonnen.

Eine Harmonisierung des suropaischen Sozial-
rechts ist nur sehr langfristig maglichundkann
nuram Ende eines européischen Integrations-
prozesses stehen. Wichtigist, daB es beider
Weiterentwicklung der Sozialversicherungssy-
steme 2u einer besseren Abstimmung und
Koordinisrung zwischen den Mitgliedsstaaten
kommt. Diese Angleichung muB .auf dem Wege
des Fortschrittes® erfolgen, wie dies der EWG-
Vertrag fordert.

Zugleich missen die Mitgliedsstaaten sicher-
stellen, dafl sie ihreinternationalen Verpflich-
tungen im sozialen Bereich voll erflllen, indem
sie die weltweiten Mindestnormen der Intema-
tionalen Arbeitsorganisation ratifizieren und die
Européische Sozial-Charta des Europarates
anerkennen und erfllien.
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G. Anforderungen an eine européische Sozialpolitik

Die Freiziigigkeit der Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer muB mit einer besseren Integra-
tion und Abstimmung der Bildungs- und Ausbil-
dungssysteme, der gegenseitigen Anerken-
nung des Berufsbefahigungsnachweises und
einer schrittweisen, fortschrittsorientierten An-
gleichung der Arbeits- und Sozialgesetzgebung
einhergehen. Zugleich miissen bestimmte
Standards fiir den Aufenthalt von Drittstaaten-
Angehbrigen erarbeitet werden, iber die sich
die einzelnen EG-Staaten einigen. Dies betrifft
beispielsweise den Aufenthaltsstatus, den Fa-
miliennachzug, den Ausweisungsschutz und
die Wiederkehroption fiir Familienangehérige
aus Drittstaaten.

H. Sozialpolitische Mitbestimmung,

Blrgernahe, Orgamsatlon

1. Eine selbstkritische Bila

I

Die Zielsetzungen dieses Programms kénnen
nichi durch gesetzliche Regelungen allein er-
reichtwerden. Rechtsanspriiche auf Leistun-
gen miissen durch konkrete Mitbestimmung
und Mitwirkung der Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer ergénzt werden.

Higrist die Selbstverwaltungin der Sozialversi-
cherung einschiieBlich der Versichertenalte-
sten ebenso gefordert wie die Mitbestimmung in
Betrieben und Dienststellen, insbesonderein
Fragen der Gesundheitssicherung. Dariiber
hinaus wird Sozialpolitik fir den Biirger nur ver-
sténdlich, wenn das Sozialrecht iberschaubar
wird, die Birgernahe" der Institutionen durch
unkomplizierten Zugang, Beratung und Aufkia-
rung gewdhrleistetist und durch die Tatigkeit
von Selbsthilfeorganisationen (2. B. Gesund-
heitsselbsthilfegruppen, Arbeitsloseninitiati-
ven) ergénztwird. Dazu gehért auch die Beteili-
gung erhrenamtlicher Richter an der Recht-
sprechung, vor allem der Arbeits- und Sozialge-
richtsbarkeit.

Diese Formen sozialpoliischer Mitbestimmung
bringen konkrete Alitagserfahrungen in die So-

zialpolitik ein; sie kdnnen eine Verbindung zwi-

schen den Interessen der Betroffenen undden

sozialpolitischen Institutionen herstelien.

Die Mbglichkeiten werden allerdings nicht aus-
geschdpft. Soistim BewuBtsein der Versicher-
ten die Selbstverwaltung wenig ausgepragt.
Deren Selbstverstandnis zieltim wesentiichen
auf Verwaltungs- und Finanzkontrolle ab, so
daf die Sozialleistungsbirokratien allzu hiufig
anden Bediirfnissen der Betroffenen vorbei-
handeln. Die Mitbestimmungsregelungen in
Betrisben und Dienststellen reichen nicht aus,
umgesundheitliche Belange der Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer aus-eichend durchzu-
setzen.

Erforderiich ist insBesondere:

- denvorbeugenden Gesundheitsschutz ir; der
Arbeitsumwelt zu verbessern,

— diemedizinische Versorgung und Rehabilita-
tion mehr als bisher an den Interessen der
Betroffenen zu orientieren und die Zusam-
menarbeit aller Beteiligten voranzubringen,

- dieregionale Arbeitsmarkt- und Beschafti-
gungspolitik gezielt auszubauen undihre
Wirksamkeit zu steigern.

Hierzu sind die Selbstverwaltung zu aktivieren,
ihre Rechte und Handlungsmaglichkeiten bei
der Umsetzung der Sozial- und Arbeitsmarktpo-
litik zu stérken. Dazu gehért auch die Herstel-
lung der alleinigen Versichertenselbstverwal-
tungin der Kranken- und Rentenversicherung,
bei den Versicherungleistungen der Bundesan-
staltfiir Arbeit sowie die Umwandlung der Aus-
fithrungsbehdrden fiir Unfallversicherung so-
wieder stadtischen Eigenunfaliversicherungin
echte Selbstverwaltungskérperschaften des éf-
fentlichen Rechts mit eigenem Satzungs-und
Haushaltsrecht.

Die Vertreter der DGB- Gewerkschalten sind
aufgefordent, inden Selbstverwallungsorganen
dergesetzlichen Sozialversicherung und deren
Verbénden die sozialpolitische Zielsetzung die-
ses Programms durchzusetzen.

Verstarite Mitbestimmungs- und Mitwirkungs-
maglichkeiten der Arbsitnehmerinnenund Ar-
beitnehmer sowie ihrer Betriebs- und Personal-
réte erfordern:

—~ Ausweitung des Informations- und Be-
schwerderechts,

— aktive Beteiligung bei der Ermittlung von Ge-
sundheitsrisiken und SchutzmaBnahmen,

— Mitbestimmungsrechte der Betriebs- und
Personalréte beim Arbeitsschutz, der Gestal-
tung der Arbeitsbedingungen, der Arbeits-
pldtze und der Arbeitsorganisation,

— Mitbestimmungsrechte der Betriebs- und
Personalréte bei der Bestellung und Abberu-
fung von Betrigbsarzten und Sicherheits-
fachkraften.

Dariiber hinaus muB auch die unmittelbars Mit-
wirkung der Blirger an den sozial- und gesund-
heitspolitischen Belangen geftrdertund abge-
sichert werden, z. B. durch Starkung von Pa-
tientenrechten im Gesundheitswesen wie auch
durch Unterstiitzung von Selbsthifezusam-
menschidssen. Selbsthilfe inihren verschiede-
3t



nen Formen kann zur Emanzipation der Betrof-
fenen beitragen und so zur solidarischen Be-
waltigung sozialer Probleme befahigen.

Arbeits- und Sozialgerichisbarkeit haben einen

Bezug zur sozialen Wirklichkeit der Arbeits-ung

auBerbetrieblichen Lebenswelt. Die gleichbe-

rechtigte Mitwirkung von ehrenamtlichen Rich-

tern aus den Gruppen der Arbeitnehmerund

Arbeitgeber muB daher ebenso gewahrleistet

bieiben wie die erwaltungs- und Dienstauf- i

sichtder Arbeits- und Sozialminister Gber diese :

Gerichtsbarkeiten. Streitigkeiten aus denim i
Sozialgesetzbuch geregelten Angelegenheiten !
sind ausnahmslos vor der Sozialgerichtsbarkait

auszutragen.

Eingriffe in das informationelle Selbstbestim-
mungsrecht durch die automatisierte Verarbei-
tung von Daten sind nur zuléssig, wennund
soweit damit hdherrangige Ziele des Gesund-
h hutzes erreicht werdy

Zur Wahrnehmung gemeinsamer Aufgaben
sind Arbeitsgemeinschaften sowohi fiir den Be-
reich ei Sozi icherungszweige als
auch fir Gemeinschaftsaufgaben der Sozial-
versicherung zu bilden. Diese Arbeitsgemein-
schaften haben auf drilicher, regionaler und
Bundesebene die Aufgabe, Einheitlichkeit und !
Wirksamkeit in der Versorgung mit Sach- und

Dienstieistungen sicherzustellen. Ihre Bo- ;
schilisse missen fir alle Betailigten verbindiich |
sein. Gesetzliche Vorschiften, die diesen Vor- . )
aussetzungen entgegensiehen, sind zu beseiti- ’
gen.

‘é
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fon in Gang kommt. Andermfalis ist der Gesatz-
geber gefordert. = @

<
Q : Deutacher
. B i Bundeevorsiand, Abt. Sozislpoiitk; verantw, Gerd Mubhr
| : : Acon, Kin

190



	Vorwort
	Inhaltsverzeichnis
	A. Allgemeiner Teil
	B. Arbeit
	C. Gesundheit
	D. Familie
	E. Alter
	F. Armut vermeiden- Sozialhilfe reformieren
	G. Anforderungen an eine europäische Sozialpolitik
	H. Sozialpolitische Mitbestimmung, Bürgernähe, Organisation

